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ALFRED M. ESCHER

Schweizerische Neutralität 
und die europäische Einigung

Am 15. Dezember des vergangenen Jahres habe 
ich, zur gleichen Stunde wie mein österreichischer 
und mein schwedischer Kollege, die Ehre gehabt, 
Herrn Bundesminister Erhard in seiner Eigen-
schaft als damaligem Präsidenten des Minister-
rats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
im Auftrage meiner Regierung ein Schreiben zu 
überreichen, mit dem diese ihren Willen zum 
Ausdrude gebracht hat, mit der Gemeinschaft 
eine Lösung zu suchen, die es der Schweiz er-
möglichen soll, am weiteren Ausbau eines inte-
grierten europäischen Marktes mitzuwirken.

Für unser Land bedeutet dieser Schritt, der in 
unseren langjährigen Bemühungen um eine en-
gere europäische Zusammenarbeit ein neues 
Kapitel eröffnet, den ersten in einer Reihe 
grundsätzlicher Entschlüsse von ganz außer-
ordentlicher Bedeutung. Die Weiterentwicklung 
auf diesem Gebiet wird nicht nur Auswirkungen 
materieller Natur auf unsere Wirtschaft haben; 
das ganze Problem unserer internationalen Be-

Verständnis für die besondere Lage der Neutralen
Es freut mich besonders den Behörden, der 
Presse und der öffentlichen Meinung gerade in 
der Bundesrepublik und vor allem auch dem 
Deutschen Rat der Europäischen Bewegung das 
Zeugnis ausstellen zu dürfen, daß sie in ihrer 
großen Mehrheit der besonderen Lage der Neu-
tralen viel Verständnis entgegenbringen. Das-
selbe gilt für die deutsche Wirtschaft; Projekte, 
wie sie die Herren Münchmeyer, Berg, Müller-
Armack und andere ausgearbeitet haben, bewei-
sen zudem ein ehrliches Bemühen, einen Beitrag 
zur Beseitigung der in der wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit in Europa leider eingetretenen

Als Vortrag gehalten am 28. Februar 1962 im Hotel 
pönigshof in Bonn auf Einladung des Deutschen 

Kats der Europäischen Bewegung.

Ziehungen und unserer Stellung in der Welt, 
aber auch unsere Unabhängigkeit, unsere Eigen-
ständigkeit, unser demokratisch-föderalistischer 
Aufbau mit seinen Kompetenzverteilungen wer-
den mehr oder weniger davon tangiert, und so 
ist es kein Wunder, daß die sog. Assoziierungs-
frage unsere Öffentlichkeit seit langem auf das 
allerlebhafteste beschäftigt.
In der Bundesrepublik ist das Interesse für die 
Assoziierung der Neutralen im Moment begreif-
licherweise durch die eminent wichtigen, mit 
den Beziehungen zum Osten verbundenen 
außenpolitischen Probleme und im Integrations-
bereich durch die Agrarfrage, die Beitrittsver-
handlungen mit Großbritannien und die poli-
tischen Integrationsbestrebungen etwas über-
schattet. Immerhin treffen wir auch hier fast 
täglich auf Meinungsäußerungen und Diskus-
sionsbeiträge zu diesem Fragenkomplex, häufig 
angeregt durch die große Debatte, die vor kur-
zem darüber im Europäischen Parlament in 
Straßburg stattgefunden hat.

Spaltung zu leisten, was ja in all diesen Jahren 
auch eines der wichtigsten Ziele unserer Politik 
gewesen ist.

Immerhin sind gerade in letzter Zeit auch hier-
zulande, wenn auch weniger häufig als in den 
andern Staaten der EWG, Stimmen laut gewor-
den, die im Zusammenhang mit den Integra-
tionsbestrebungen wenig Verständnis für die 
besonderen Anliegen der Neutralen verraten 
haben. Auffallenderweise steht dabei vor allem 
unser Land im Zentrum der Kritik: während 
wir bisher stets als das neutrale Land par ex-
cellence galten und unter diesem Titel manch 
erfreuliches Kompliment auch aus dem Ausland 
entgegennehmen durften, machen heute die die 

Neutralität grundsätzlich ablehnenden Kritiker 
geltend, Österreich müsse man zugute halten, 
daß die Neutralität ihm auferlegt worden sei, 
und die Schweden hätten im Hinblick auf die 
politischen Verhältnisse im skandinavischen 
Raum besondere Gründe für ihre Politik. Einzig 
der Schweiz werden keinerlei mildernde Um-
stände zugebilligt, und sie sieht sich Vorwürfen 
des Egoismus und der Unzeitgemäßheit aus-
gesetzt.

Sie werden verstehen, daß mir unter diesen Um-
ständen, und gerade im heutigen Zeitpunkt, die 
Einladung Ihres Vorstandes, zu Ihnen über das 
Thema „Die schweizerische Neutralität und die 
europäische Einigung“ zu sprechen, ganz beson-
ders gelegen kam, und ich möchte ihm daher für 
diese mir gebotene Möglichkeit, einem Kreise 
von prominenten und politisch interessierten 
Persönlichkeiten unseren schweizerischen Stand-
punkt darzulegen, sehr herzlich danken.

Wenn ich „Schweizer Standpunkt“ sage, muß 
ich der Genauigkeit halber beifügen, daß es 
auch in unserem Land Kreise gibt, die die Poli-
tik unserer Regierung kritisieren und die Mei-
nung vertreten, die Schweiz sollte der euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft unter Aufgabe 
ihrer Neutralität als Vollmitglied beitreten. 
Diese Kreise verfügen zugegebenermaßen über 
einige gute Köpfe und sind recht aktiv, vertre-
ten aber keineswegs einen größeren Teil unseres 
Volkes. Meine folgenden Ausführungen dürfen 
daher ohne weiteres den Anspruch erheben, für 
die überwiegende Mehrheit unserer öffentlichen 
Meinung repräsentativ zu sein.

Noch ein letztes Wort zum Thema: Sie werden 
verstehen, daß ich mich nur mit den grundsätz-
lichen Aspekten des Assoziierungsproblems be-
fassen kann. Welche Lösungen von schweize-
rischer Seite in Einzelfragen in Aussicht genom-
men werden, wird zu einem späteren Zeitpunkt 
und an einem anderen Ort darzulegen sein.



Der Zweck ständiger Neutralität
Wenn ich nun, entsprechend dem mir von Ihrer 
Seite vorgeschlagenen Titel, meine Ausführun-
gen mit einer Darstellung der schweizerischen 
Neutralität beginne, darf ich der Tatsache, daß 
ich in Ihrem Kreis die Kenntnis der Rechtsnatur 
der Neutralität ohne weiteres voraussetzen 
kann, Rechnung tragen und mich darauf be-
schränken, die rechtliche Seite nur summarisch 
und in Stichworten zu berühren.

Zwei Pole der schweizerischen Außenpolitik
Die gewöhnliche Neutralität ist das völkerrecht-
liche Rechtsverhältnis, das die Beziehungen zwi-
schen Neutralen und Kriegführenden regelt. Sie 
verpflichtet die Neutralen nicht zu Gunsten 
einer Partei in den Krieg einzugreifen, vor 
allem nicht durch militärische, aber auch nicht 
durch politische oder wirtschaftliche Maßnah-
men. Das Recht der gewöhnlichen Neutralität 
stellt weitgehend Gewohnheitsrecht dar; es hat 
im V. und XIII. Haager Abkommen vom 18. 
Oktober 1907 über die Neutralität im Land-
und Seekrieg eine teilweise Kodifikation ge-
funden.

Wesentlich weiter gehen die Rechtswirkungen 
der ständigen oder immerwährenden Neutrali-
tät, wie sie durch unser Land seit viereinhalb 
Jahrhunderten aus eigenem Entschluß zur An-
wendung gebracht wird. Der Zweck der ständi-
gen Neutralität liegt in der Wahrung der Unab-
hängigkeit des betreffenden Landes in seinem 
Interesse sowohl wie in dem von Drittstaaten. 
Gleichzeitig setzt sie diese Unabhängigkeit vor-
aus, da eine Neutralitätspolitik nur vollständig 
frei von Einflüssen eines anderen Staates oder 
einer Staatengruppe denkbar ist. Die Wahrung 
dieser Unabhängigkeit und die Verpflichtung, 
zu verhindern, daß das Territorium des Neutra-
len durch einen der Kriegführenden zu Opera-
tionen gegen seinen Gegner benutzt werden 
könnte, bedingt unweigerlich, daß die ständige 
Neutralität eine bewaffnete sein muß. Sie ver-
pflichtet den Neutralen ferner, schon in Frie-
denszeiten alles zu tun, um nicht in einen Krieg 
hinein gezogen zu werden. Er muß daher im 
Prinzip vermeiden, in Konflikten zwischen Dritt-
staaten Partei zu ergreifen, und er darf keine 
Verträge schließen, die ihn zum Kriegführen 
oder zu einer unneutralen Haltung während 
eines Krieges unter Drittstaaten verpflichten 
könnten, was nicht nur Militärallianzen aus-
schließt, sondern bei der heutigen Verflechtung 
von militärischer und wirtschaftlicher Krieg-
führung bereits in Friedenszeiten nicht ohne 
Einfluß auf handelspolitischem Gebiet bleiben 
kann. Der ständig Neutrale muß, mit einem 
Wort, eine Neutralitätspolitik führen, und zwar 
gegenüber allen Staaten. In vielen Fällen wird 
er aus politischen Erwägungen, nämlich um das 
Vertrauen der anderen Mächte in die Aufrecht-
erhaltung seiner Neutralität zu stärken, über 
die Erfüllung der strikten minimalen Neutrali-
tätspflichten hinaus mehreres tun: dies ist aber 
eine Sache seines freien Ermessens.

Nur am Rande sei hier auf den grundsätzlichen 
und großen Unterschied zwischen der ständigen 
Neutralität unserer Observanz und dem Neu-
tralismus aufmerksam gemacht, wie er in neue-
rer Zeit von einer größeren Anzahl von Staaten, 
darunter solchen, die erst vor kurzem ihre Un-

abhängigkeit errungen haben, praktiziert wird. 
Länder, die zwar zwischen Ost und West nicht 
Stellung beziehen wollen, sich aber aktiv am 
Kampf gegen Kolonialismus und Rassismus be-
teiligen und es außerdem keineswegs ablehnen, 
zur Durchsetzung eigener Interessen Macht-

Neutralität und Neutralitätspolitik verpflichten 
völkerrechtlich nur den Staat, nicht den einzel-
nen, und da Gesinnungsfreiheit und Freiheit der 
Meinungsäußerung zu unseren am sorgfältigsten 
gehüteten demokratischen Grundrechten gehö-
ren, ergibt sich daraus logisch die konsequente 
und in der Schweiz unbestrittene Ablehnung 
einer Verpflichtung zur Gesinnungsneutralität. 
Neutralität des Staates, Gesinnungsfreiheit des 
Bürgers: das sind zwei Pole unserer Außen-
politik, beide von der ganz überwiegenden 
Mehrheit unseres Volkes auf das entschiedenste 
bejaht, Pole, die wir nicht als Widerspruch emp-
finden, zwischen denen aber naturgemäß je nach 
den Geschehnissen in unserer Umwelt oft eine 
nicht geringe Spannung herrscht — eine Span-
nung, die sich bis in das Denken und Fühlen 
des einzelnen Bürgers fortsetzt, dessen Verstand 
und Instinkt die staatliche Neutralitätspolitik 
bejahen, dessen Gefühl ihn aber dazu drängt, 
sich für das von ihm als richtig Erkannte aktiv 
einzusetzen.

Seitdem die Auseinandersetzungen in der Welt 
ideologischen Charakter angenommen haben, 
hat diese Spannung sich wesentlich verschärft. 
Durch unsere Geschichte zieht sich wie ein roter 
Faden der Kampf um die Freiheit — nicht nur 
die staatliche Freiheit, sondern vor allem auch 
die Freiheit des Individuums, der Kampf um 
Menschenwürde, für das Humane, für Recht und 
Rechtsgleichheit; es gibt daher kaum ein Volk, 
das dem Totalitarismus jeder Färbung so betont 
ablehnend gegenübersteht wie das unsere. Wir 
haben dies während des letzten Krieges, selbst 
in der Zeit, da wir auf allen Seiten von den 
Heeren totalitärer Mächte umstellt waren, eben-
so offen und deutlich zum Ausdrude gebracht 
wie wir es heute gegenüber dem Totalitarismus 
des Ostens tun. In der Ungarn-Krise und im 
Kampf Berlins um seine Freiheit — um nur zwei 
typische Fälle zu nennen — hat die schweize-
rische Öffentlichkeit mit unmißverständlicher 
Deutlichkeit zum Ausdrude gebracht, wie sie 
Recht und Unrecht verteilt sieht, und sie hat

Die Bedeutung historischer Erfahrungen
Wir sind, wie alle Völker, das, was wir durch 
unsere Geschichte geworden sind. Gerade bei 
einem ausgesprochen geschichtsbewußten Volk 
wie dem unseren, das zudem dank seiner demo-
kratischen Struktur intensiven Anteil an allem 
staatlichen Geschehen nimmt, wirken geschicht-
liche Ereignisse und Erfahrungen auf die kollek-
tive Willensbildung stark ein und bilden die 
Wurzel psychologischer Triebkräfte, die für an-

mittel gegen ihre Nachbarn einzusetzen, sowie 
andererseits solche, die innerlich zu wenig ge-
festigt oder militärisch zu schwach sind, um ihre 
Unabhängigkeit mit eigenen Mitteln erfolgreich 
verteidigen zu können, und daher aus Schwäche 
auf eine opportunistische Haltung angewiesen 
sind, betreiben eine Politik, die mit derjenigen 
der immerwährend neutralen Schweiz auch nicht 
das geringste gemein hat.

den Worten auch Taten humanitären Charakters 
folgen lassen. Der Appell an das Maß und das 
Verantwortungsbewußtsein des Bürgers, nichts 
zu unternehmen, was Zweifel des Auslandes an 
der Glaubwürdigkeit der staatlichen Neutrali-
tätspolitik rechtfertigen würde, bildet bei uns 
die einzige Beschränkung der Meinungs- und 
Pressefreiheit.

Wir sind uns bewußt und können es verstehen, 
daß es Ausländern, die unsere Verhältnisse und 
unsere Geschichte nicht genauer kennen, meist 
schwerfällt, diesen Dualismus zu begreifen. 
Immer wieder wird uns die Frage gestellt, war-
um wir ihn, wenn wir doch so eindeutig die 
Ideale und Auffassungen der freien Welt beja-
hen, nicht dadurch aus der Welt schaffen, daß 
wir die staatliche Neutralität aufgeben. Unsere 
Vorfahren haben die gleiche Frage mit ähnlichen 
Motivierungen zur Zeit der Religionskriege und 
des Wiener Kongresses vernommen; sie ist uns, 
unter entgegengesetzten Vorzeichen, von beiden 
Seiten während des letzten Krieges gestellt wor-
den. Heute wird sie im Zusammenhang mit den 
europäischen Integrationsbestrebungen mit zu-
nehmender Häufigkeit und Dringlichkeit an uns 
gerichtet. Auffallenderweise ist gerade in den 
kleinen Ländern der EWG, die früher selbst 
eine Neutralitätspolitik verfolgt haben, in letz-
ter Zeit von prominenter Seite harte Kritik an 
unserem Festhalten an der Neutralität geübt 
worden. Wir haben zwar volles Verständnis da-
für, daß diese Länder sich in Anbetracht ihrer 
geographischen Lage, die sie während Jahrhun-
derten immer wieder zum Schlachtfeld der euro-
päischen Heere hat werden lassen, und nach den 
fürchterlichen Opfern der letzten Kriege end-
gültig von einer Neutralitätspolitik losgesagt 
und der wirtschaftlichen und politischen Inte-
gration verschrieben haben, hoffen aber doch, 
daß sie den ehrlichen Versuch machen werden, 
sich ihrerseits in unsere geschichtlichen und po-
litischen Gegebenheiten hineinzudenken, bevor 
sie ein endgültiges Urteil über unsere Stellung-
nahme fällen.

dere nicht immer leicht zu erfassen sind. Um 
Ihnen das Verständnis für die Rolle zu erleich-
tern, die die Neutralität im Denken der Schwei-
zer stets gespielt hat und heute noch spielt, darf 
ich Ihnen daher einen kurzen Überblick über 
deren Geschichte und die Rolle, die sie in der 
Geschichte unseres Volkes und für die Wahrung 
der Unabhängigkeit unseres Staatswesens ge-
spielt hat, vermitteln:



Als geistiger Vater der schweizerischen Neutra-
lität hat der später heilig gesprochene Eremit 
Niklaus von der Flüe zu gelten. Er hat 1481, 
als die Eidgenossenschaft nach den drei sieg-
reichen Schlachten gegen Karl den Kühnen von 
Burgund auf dem Höhepunkt ihrer militärischen 
Macht stand, an inneren Zerwürfnissen aber zu 
zerbrechen drohte, unter seinen Landsleuten er-
folgreich vermittelt und sie gleichzeitig er-
mahnt, „den Zaun nicht zu weit zu stecken und 
sich nicht in fremde Händel zu mischen“. Die 
schwere, dem Fehlen einer einheitlichen poli-
tischen und militärischen Leitung zuzuschrei-
bende Niederlage von Marignano 1515 hat die 
Eidgenossen veranlaßt, sich dieses Rates zu er-
innern und ihn in die Tat umzusetzen. Wie der 
Historiker Karl Meyer, dem unser Volk für 
seine Studien über den Ursprung der Eidgenos-
senschaft ebenso wie für seine mutige Haltung 
während des letzten Krieges großen Dank schul-
det, nachgewiesen hat, wäre die Eidgenossen-
schaft rein militärisch gesehen auch nach 1515 
noch durchaus in der Lage gewesen, die bis-
herige Politik fortzusetzen. Dies hätte jedoch 
eine nur mit einer Schmälerung der persönlichen 
Freiheit erreichbare Konzentration, eine Gleich-
schaltung von Bünden und Bundesmitgliedern 
erfordert, die schließlich zum allmächtigen Ein-
heitsstaat hätte führen müssen. Um einer sol-
chen, dem Grundgedanken der alten Bünde 
diametral entgegengesetzten Entwicklung zu 
entgehen, haben die alten Eidgenossen die Neu-
tralität zur Leitlinie ihrer Politik gemacht. Sie 
sehen also, daß am Anfang die Neutralität nicht 
etwa Schwäche, sondern ein sittliches Prinzip — 
der Verzicht auf Machtpolitik zwecks Wahrung 
größtmöglicher Freiheit im Innern — gestanden 
hat.
Schon kurz darauf, im Zeitalter der Reforma-
tion, hat die Neutralität ihre erste Bewährungs-
probe erfolgreich bestanden: Die auch in un-
serem Land eingetretene konfessionelle Spaltung 
hat zwar im Innern zu kriegerischen Ausein-
andersetzungen geführt, die zu den bittersten 
Kapiteln unserer Geschichte gehören, die Eid-
genossen haben andererseits aber allen Ver-
lockungen von außen widerstanden, sich in Kon-
flikte jenseits ihrer Grenzen verwickeln zu las-
sen. In der Folge hat die Neutralität die Schweiz 
aus dem sekulären Konflikt zwischen Frank-
reich und den Habsburgern, später aus denen 
zwischen den vier uns benachbarten Großmäch-
ten herausgehalten. Die älteren unter uns er-
innern sich des tiefen Risses, der während des 
ersten Weltkrieges, als alle Landesteile mit den 
ihnen sprachlich verwandten Nachbarn sympa-
thisierten, unser Volk spaltete und das Weiter-
bestehen unseres Staatswesens ernsthaft in 
Frage gestellt hätte, wenn der seit vier Jahr-
hunderten gepflegte Neutralitätsgedanke den 
Schweizern nicht schon damals in Fleisch und 
Blut übergegangen gewesen wäre.

Die Neutralität hat unserem in der Mitte Euro-
pas gelegenen, konfessionell und sprachlich-
kulturell so heterogenen Staat das Überleben in 
Unabhängigkeit und in innerer Einheit erlaubt. 
Ist es da nicht zu verstehen, daß sie für die Bür-
ger gewissermaßen selbstverständlich, ja ge-
radezu zur zweiten Natur geworden ist?

Dies bedeutet nun aber trotzdem keineswegs, 
daß wir einfach blind und stur an dem einmal 

ererbten und bewährten festhalten wollen: im 
Gegenteil. Unser Volk ist dank seiner über-
durchschnittlichen Sprachkenntnisse, der kultu-
rellen Verbundenheit mit seinen Nachbarn, 
seinen weltweiten wirtschaftlichen Beziehungen 
und der großen Zahl seiner im Ausland leben-
den Angehörigen ausgesprochen weltverbunden, 
es beobachtet, wie schon aus unserer Presse her-
vorgeht, mit Interesse und Aufmerksamkeit die 
Vorgänge und Entwicklungen in der Umwelt 
und gibt sich trotz der relativen Kontinuität im 
Innern und einem gewissen in seiner Natur lie-
genden Konservatismus in vollem Maße von

Nur auf den eigenen Vorteil bedacht?
Worin besteht diese Kritik? In erster Linie wird 
geltend gemacht, der neutrale Staat betreibe 
eine egoistische, auf den eigenen Vorteil be-
dachte Politik. Ist das ein Vorwurf? Natürlich 
war die Neutralität ursprünglich —auf die spä-
teren Modifikationen wird nodh zurückzukom-
men sein — eine egoistische, nämlich auf die 
Wahrung der staatlichen Unabhängigkeit ge-
richtete politische Maxime. Aber steht denn 
nicht in jedem Lehrbuch, daß die erste und 
wichtigste Aufgabe des Staates die Wahrung 
seiner Existenz und das Wohl seiner Bürger 
sei? Und wo sehen Sie in den vergangenen 
Jahrhunderten den Staat, der nicht mit den ihm 
zur Verfügung stehenden Mitteln das gleiche 
Ziel verfolgt hätte?

Immerhin sollte nicht vergessen werden, daß 
die schweizerische ständige Neutralität schon in 
ihrer frühesten Form eine wesentliche ethische 
Komponente enthielt: mit der freiwillig über-
nommenen Verpflichtung, keinen Krieg zu be-
ginnen — worin nach völkerrechtlichen Begriffen 
ein Verzicht auf ein Souveränitätsrecht liegt — 
ist notwendigerweise der Gedanke verbunden, 
allfällige internationale Streitigkeiten friedlich 
und auf dem Rechtswege auszutragen. Es dürfte 
kein Zufall sein, daß gerade in der Geschichte 
der Eidgenossenschaft die Schiedsgerichtsbarkeit 
— die übrigens schon im ersten noch nachweis-
baren Bund der drei Urkantone vom Jahre 1291, 
also noch vor Beginn der Neutralitätspolitik, in 
Erscheinung tritt — stets eine große Rolle ge-
spielt hat. Sie wird auch heute von unserer Re-
gierung ganz speziell gefördert.

Wer uns schilt, auf den eigenen Vorteil bedacht 
zu sein, übersieht außerdem meistens, daß wir 
entsprechend unserer Auffassung, wonach stän-
dige Neutralität zur be-waffneten Neutralität 
verpflichtet, sehr weitgehende militärische La-
sten auf uns nehmen. Vergleiche hinken immer: 
wenn Statistiker uns nachweisen, daß unsere 
Ausgaben für die Landesverteidigung im Ver-
hältnis zum Sozialprodukt gegenüber denjeni-
gen anderer Länder zurückbleiben, so übersehen 
sie die beim Milizheer ganz anders gelagerte Ko-
stenstruktur, die Leistungen von Kantonen und 
Gemeinden sowie die in unserem Land recht 
weitgehende außerdienstliche Tätigkeit; nach 
der anderen Seite hinken Vergleiche, die besa-

den in der Welt vor sich gehenden gewaltigen 
Umwälzungen Rechenschaft. Es ist sich völlig 
darüber klar, daß es nicht einfach beiseite stehen 
kann, sondern sich mit diesen Umwälzungen 
dauernd praktisch und geistig auseinanderzu-
setzen und sich neuen Gegebenheiten anzu-
passen hat. In diesem Sinne beschäftigt sich 
unsere öffentliche Meinung auch immer wieder 
mit der Neutralität, ihrer Berechtigung, ihrem 
sittlichen Gehalt, ihrer Zeitgemäßheit; die Dis-
kussion wird durch die Kritik, die ihr gerade in 
letzter Zeit von außen wieder häufig entgegen-
gebracht wird, lebhaft befruchtet.

gen, daß die NATO-Länder, wenn sie im Ver-
hältnis zur Bevölkerungszahl ebenso viele Trup-
pen aufstellen würden wie die Schweiz, über 360 
Divisionen verfügen könnten, da hier die Kosten 
für Seestreitkräfte, Entwicklung von Superwaf-
fen usw. ignoriert werden. Immerhin: mit einem 
Militärbudget von 1,2 Milliarden Franken für 
1962 — was einem Drittel des Gesamtvoran-
schlags entspricht, und mit über einer halben 
Million Kampftruppen bei einer Bevölkerungs-
zahl von etwa 5 Millionen darf sich die Schweiz 
getrost sehen lassen.

Linser Haupteinwand gegen den Vorwurf, Neu-
tralität sei purer Egoismus und zudem durch 
die in Europa eingetretenen Entwicklungen über-
holt, liegt aber in der Überzeugung, daß sie 
auch unserer Umwelt schon große Dienste ge-
leistet hat und noch weiter zu leisten berufen 
ist. Ich habe bereits eingeräumt, daß die schwei-
zerische Neutralität in ihren Anfängen die 
Hauptaufgabe hatte, die Unabhängigkeit und 
die innere Einheit des Landes zu bewahren. Es 
ist natürlich auch zuzugeben, daß sie ursprüng-
lich praktisch nur auf europäische Verhältnisse 
— die Konflikte zwischen den uns benachbarten 
Staaten — Bezug hatte und haben konnte. Im-
merhin geht sie ja aber von einer grundsätz-
lichen geistigen Haltung aus, deren Wirkungs-
bereich sich automatisch erweitern mußte, so-
bald die unseren Kontinent berührenden inter-
nationalen Konflikte den bisherigen europäi-
schen Rahmen sprengten. Zudem beziehen sich 
auch die heutigen Auffassungen von internatio-
naler Zusammenarbeit und Solidarität nicht 
mehr ausschließlich auf unseren Kontinent. Zu 
dieser räumlichen Erweiterung tritt hinzu, daß 
die im fortschrittsgläubigen neunzehnten Jahr-
hundert einsetzende Höherbewertung der recht-
lichen Imperative und die zunehmende Bedeu-
tung humanitären Denkens eine ideelle Weiter-
entwicklung des Neutralitätsgedankens gebracht 
haben, durch die diesem ein ganz neuer geistig-
sittlicher Inhalt verliehen worden ist. Mit „Neu-
tralität und Solidarität' hat unser früherer 
Außenminister Petitpierre die heutige politische 
Devise unseres Landes umschrieben; das bishe-
rige rein passive Beiseitestehen ist durch eine 
Haltung abgelöst worden, die in der Neutralität 
eine Aufgabe, ich möchte fast sagen eine Mis-
sion sieht.



Die Schutzmacht- und Vermittlerrolle
Es gibt in einer Welt, die so zerrissen ist wie die 
heutige, zahlreiche wichtige Funktionen, die nur 
der Neutrale erfüllen kann, und solange diese 
Zerrissenheit andauert, solange hat die Welt 
ein dringendes Interesse am Weiterbestehen 
neutraler Staaten. Ich darf Sie an die völker-
rechtliche Institution der Schutzmacht erinnern 
— die Schweiz vertritt im Moment die Interes-
sen von 11 Ländern —, an die Notwendigkeit, 
daß Gegner in Kriegszeiten oder Perioden gro-
ßer politischer Spannung auf neutralem Boden 
in Kontakt treten können — die Rolle Genfs als 
Konferenzort, die kürzlichen französisch-alge-
rischen Verhandlungen, zu deren Zustandekom-
men unsere Behörden beigetragen haben, sind 
dafür Beispiele — und an die Wiederanknüpfung 
von Beziehungen unter ehemaligen Gegnern bei 
Ende eines Krieges. Andere Aufgaben hängen 
mit dem internationalen Vertrauen in die Ob-
jektivität und Unparteilichkeit der Neutralen 
zusammen, was beispielsweise durch die Tätig-
keit Schwedens und der Schweiz in den Korea-
Kommissionen sowie die überdurchschnittlich 
häufige Berufung von Schweizern in internatio-
nale Schlichtungs- und Schiedsgerichtskommis-
sionen illustriert wird. Auch in den Beziehun-
gen zwischen den ehemaligen Kolonialmächten 
und den Entwicklungsländern vermag die Schweiz, 
wie die Erfahrungen bereits gezeigt haben, eine 
nützliche Rolle zu spielen. Von ganz überragen-
der Bedeutung ist die Existenz neutraler Staaten 
endlich auf humanitärem Gebiet: es ist sicher 
kein reiner Zufall, daß das Rote Kreuz, dessen 
hundertjähriges Bestehen wir nächstes Jahr 
feiern und dessen weltweites segensreiches Wir-
ken Sie alle kennen, auf Schweizer Boden und 
durch Schweizer gegründet worden ist; beson-

Besondere Aufgaben des Kleinstaates
Unser Land liegt — wenn wir in diesem Zu-
sammenhang einmal von unserem österreichi-
schen Nachbarn absehen — als Kleinstaat mitten 
zwischen den drei großen Mitgliedern der EWG. 
Im Gegensatz zu den einem Großraum-Denken 
verhafteten Kritikern, die den Kleinstaat als 
einen Anachronismus betrachten, sind wir — 
ganz abgesehen von den im Zusammenhang 
mit der Neutralität erörterten Problemen — 
überzeugt, daß auch heute noch der Kleinstaat 
nicht nur seine Existenzberechtigung, sondern 
auch seine spezifischen Aufgaben hat. Montes-
quieu hat in seinem „Esprit de lois“ inter-
essante Betrachtungen über den Zusammenhang 
zwischen kleinen Territorien und der republika-
nischen Staatsform angestellt und dann als 
Grundkraft der Republik und des Kleinstaates 
die „Vertu“ bezeichnet, worunter er Liebe zum 
Vaterland und Liebe zur sozialen und politi-
schen Gleichheit, Vermeidung der Differenzie-
rung sozialer Extreme in Armut und Reichtum, 
Einfachheit der Lebenshaltung verstand; in sei-
nen „Considerations sur la cause de la grandeur 
des Romains et de leur decadence" hat er ge-
rade die territoriale Vergrößerung Roms als 
Ursache für den Zerfall des alten Bürgersinnes 
und als schließliche Ursache für den Zerfall des 
Gesamtreiches dargestellt.

ders die Tätigkeit des Internationalen Komitees 
vom Roten Kreuz, das sich ausschließlich aus 
Schweizer Bürgern zusammensetzt und das vor 
allem in eigentlichen Konfliktsituationen aktiv 
wird, ist ohne seine personelle und territoriale 
neutrale Basis einfach nicht vorstellbar.
Im Zusammenhang mit der Neutralität, die ich 
nun wohl eingehend genug behandelt habe, ist 
mehrfach von der Unabhängigkeit — als End-
zweck wie als Voraussetzung — die Rede gewe-
sen. Hinter diesem Begriff steht, was zuweilen 
in der Diskussion über die Neutralität nicht 
deutlich genug zum Ausdruck kommt, unser 
fester Wille zur Bewahrung unserer Eigenstaat-
lichkeit. Um Ihnen verständlich zu machen, 
welche Bedeutung diese für uns hat, muß ich 
nochmals eine kurze Rückblende in die Ge-
schichte einschalten. Im Gegensatz zu unseren 
Nachbarländern, deren Entwicklung, von dyna-
stischen und militärischen Kräften gespeist, von 
einer Zentralgewalt ausgegangen ist, die sich 
mit der Zeit mehr und mehr ausgedehnt hat, 
ist unser Land aus kleinen freien und unabhän-
gigen Gemeinden und ihren zu rein defensiven 
Zwecken abgeschlossenen Bünden hervorgegan-
gen, denen sich mit der Zeit weitere relativ 
kleine Einheiten angeschlossen haben. Im vor-
läufigen Abschluß dieser Entwicklung finden wir 
jenseits unserer Grenzen Nationen im Sinne 
sprachlich-kultureller Einheiten, während wir 
eine äußerst heterogene Willensnation sind, 
deren Zusammengehörigkeitsgefühl nicht durch 
rassische Einheitlichkeit, sondern durch ge-
meinsame Geschichte, gemeinsame Anschauun-
gen und Ideale, gemeinsame Ziele und gemein-
same Auffassungen über unsere Aufgabe in der 
Welt geprägt ist.

Jakob Burckhardt, der Anfang der 40er Jahre 
des letzten Jahrhunderts seiner Liebe für das 
damals kleinstaatliche Deutschland in geradezu 
überschwenglichen Worten Ausdruck gegeben 
hat, für den das Italien seiner Jugend das klas-
sische Land der städtischen Republiken war, hat 
sich sehr eingehend mit dem Gegensatz Klein-
staat — großer Nationalstaat beschäftigt und der 
Überzeugung Ausdruck gegeben, daß der Klein-
staat das, was er an Machtmitteln seiner großen 
zentralisierten Rivalen gegenüber entbehre, 
hundertfach wieder gewinne auf dem Felde der 
Menschlichkeit, kultureller und echt politischer 
Werte. Kleinstaatliche und städtische Eigenart 
berühren sich mit seinem Kulturbegriff: Mutter

Ablehnung gleichmacherischer Integration
Die Schweiz steht grundsätzlich allen europäi-
schen Einigungsbewegungen durchaus positiv 
gegenüber und darf für sich in Anspruch neh-
men, dies stets auch durch die Tat bewiesen zu 
haben. Aus Gründen, die mit unserer speziellen 
Lage Zusammenhängen und die ich Ihnen soeben 
zu erklären versucht habe, lehnen wir aber, zum 
mindesten was uns selbst betrifft, eine zu weit-

aller Kultur ist für Burckhardt Freiheit und 
Spontaneität, Vielartigkeit und Buntheit ist ihr 
Kennzeichen, Organisation ihr Feind. Freilich 
hat er auch dem Großstaat durchaus den ihm 
zukommenden Platz in der Geschichte angewie-
sen; sein Credo liegt aber in dem berühmt ge-
wordenen Satz in den „Weltgeschichtlichen Be-
trachtungen“ umschrieben, der jedem Schweizer 
aus dem Herzen gesprochen ist: „Der Kleinstaat 
ist vorhanden, damit ein Fleck auf der Welt sei, 
wo die größtmögliche Quote der Staatsange-
hörigen Bürger im vollen Sinn sind“.

Wie Sie wissen, beziehen wir seine Gedanken-
gänge nicht nur auf den eidgenössischen Bereich, 
sondern auch auf den Kanton und die Getneinde. 
Die weitgehende Gemeindeautonomie und die 
verfassungsrechtlich starke Stellung der Kan-
tone — der Kanton ist souverän und in allen 
Fragen kompetent, die die Verfassung nicht aus-
drücklich der Kompetenz des Bundes zuweist — 
dienen dem Zweck, auch den kleinen und klein-
sten Einheiten eine eigenständige Entwicklung 
zu erlauben. Das föderalistisdie Prinzip wirkt 
jeder unnötigen Gleichschaltung entgegen; die 
sich daraus ergebende Vielfalt halten wir für 
eine ausgesprochene Bereicherung. Das im Bunde 
herrschende Zweikammer-System führt einen 
billigen Ausgleich zwischen dem politischen Ge-
wicht der großen und der kleinen Kantone her-
bei.

Von diesen Prinzipien und Erfahrungen aus-
gehend bilden Wahrung der Eigenständigkeit 
und europäische Zusammenarbeit für uns kei-
neswegs Gegensätze; im Gegenteil, sie ergänzen 
sich. Wir sind uns durchaus bewußt, daß die 
Schweiz nur in einem starken, blühenden Euro-
pa gedeihen kann; andererseits sind wir über-
zeugt, daß wie für die Schweiz selbst auch für 
den Kontinent gilt, daß der größte Reichtum in 
seiner Vielfalt liegt und daß Europa zu seinen 
größten Leistungen nur dann befähigt wird, 
wenn diese Vielfalt — und damit die Individua-
lität aller Partner — erhalten bleibt. In einem 
den ganzen Erdteil oder wenigstens den größe-
ren Teil desselben umfassenden, zentral gelenk-
ten und verwalteten Einheitsstaat würden unse-
rer Überzeugung nach selbst die bisherigen gro-
ßen, sprachlich-kulturell homogenen Nationen 
— aus denen sich ja in letzter Zeit ähnliche 
Auffassungen vernehmen lassen — viel von 
ihrem Eigenleben einbüßen; immerhin würden 
sie auch weiterhin noch bis zu einem gewissen 
Grad als Individualitäten weiterleben und ihren 
Einfluß geltend machen können, während der 
zentralistische Einheitsstaat für einen heterogen 
zusammengesetzten Kleinstaat wie den unseren 
einfach ein Abdanken, um nicht zu sagen das 
Ende bedeuten würde.

gehende, gleichmacherische Integration ab und 
sind überzeugt, daß auf dem Wege einer echten, 
von wahrem europäischen Geist getragenen 
Zusammenarbeit alle angestrebten Ziele ebenso 
gut erreicht werden können wie durch eine to-
tale Integration, aber ohne die einer solchen 
anhaftenden schwerwiegenden Nachteile. Ich 
draf dies am Beispiel der OEEC illustrieren: Die 



Schweiz hat, obschon sie in der glücklichen Lage 
war, keine wirtschaftliche Hilfe in Anspruch 
nehmen zu müssen, von Anfang an voll und 
aktiv an den Arbeiten im Rahmen dieser Orga-
nisation teilgenommen, wobei sie ihre Mitarbeit 
nur an folgende Voraussetzungen geknüpft hat: 
sie werde keine Verpflichtungen eingehen, die 
mit ihrer überlieferten Neutralität unvereinbar 
wären; Beschlüsse der OEEC, die die schweize-
rische Wirtschaft beträfen, sollten für sie nur 
dann verbindlich sein, wenn sie selbst zustimme; 
endlich behielt sie sich vor, auch mit Staaten, 
die nicht der OEEC angehören, bestehende Han-
delsverträge aufrecht zu erhalten und neue Ver-
träge abzuschließen. Im Sinne dieser letzteren 
Bestimmung hat sie — wenn ich nicht irre als 
einziges Mitglied der OEEC — entsprechend 
ihren liberalen Traditionen und in Anwendung 
des bis zum Beitritt der EFTA immer aufrecht 
erhaltenen Grundsatzes der Anwendung der 
Meistbegünstigung auf alle ihre Handelspartner 
die innerhalb der Organisation übernommenen 
Liberalisierungs-Verpflichtungen stets auch den 
übrigen Ländern in der ganzen Welt zugute 
kommen lassen.

Von allen Seiten ist immer wieder uneinge-
schränkt anerkannt worden, daß die so erfolg-
reiche und von hochentwickeltem Solidaritäts-
Bewußtsein getragene Aktivität der OEEC, die 
sich in der nach unseren Anschauungen idealen 
Form internationaler Zusammenarbeit vollzo-
gen hat, durch die schweizerische Vorbehalte 
nie auch nur im geringsten beeinträchtigt wor-
den ist. Im Gegenteil hat die aktive Teilnahme 
der Schweiz an den Arbeiten stets Anerkennung 
gefunden; die Energie, mit der sich unser Land 
anläßlich der Ablösung der OEEC durch die 
OECD — der es unter den gleichen Vorbehalten 
beigetreten ist — für die Beibehaltung der be-
reits erarbeiteten liberalen Errungenschaften 
eingesetzt hat, dürfte wohl noch in Erinnerung 
sein.

Wenn wir nun, um auf das Zentralproblew zu 
sprechen zu kommen, die besonders gelagerte 
Situation der Schweiz und unsere weltanschau-
lich bestimmte Einstellung, die ich Ihnen ge-
schildert habe, den Auffassungen und Tendenzen 
gegenüberstelle, die in den Ländern der EWG 
vorzuherrschen scheinen und in Verlautbarungen 
der Kommission in Brüssel zum Ausdruck kom-
men — und die ich als bekannt voraussetzen 
darf, - so müssen wir uns eingestehen, daß 
schon rein vom Grundsätzlichen her ziemliche 
Schwierigkeiten aus dem Wege zu schaffen sein 
werden, wenn wir zu der doch sicher von allen 
gewünschten und im Interesse aller liegenden 
Einigung gelangen wollen. Damit wir zu gege-
bener Zeit aber mit größtmöglicher Aussicht 
auf Erfolg an die Probleme herantreten können, 
scheint es mir unbedingt erforderlich, auf den 
Abbau gewisser Vorurteile und Mißverständ-
nisse hinzuarbeiten, die sich in den letzten Jah-
ren angehäuft haben, der Atmosphäre abträg-
lich sind und die ohnehin komplizierten Proble-
me unnötigerweise noch von der psychologischen 
Seite her zusätzlich zu erschweren drohen.

Zu diesen Vorurteilen rechne ich vor allem die 
in den Mitgliedstaaten der EWG weit verbrei-
tete Überzeugung, die ihr nicht angehörenden 
OECD-Staaten, und insbesondere die EFTA-

Länder, ständen ihrer Organisation grundsätz-
lich ablehnend gegenüber. Dies ist, ganz beson-
ders was die Schweiz anbelangt, nur in sehr be-
schränktem Maße richtig. Wir haben nie über-
sehen, daß der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft der Gedanke zu Grunde liegt, den bis-
herigen übertriebenen, engstirnigen Nationalis-
mus in ihren Ländern durch ein Kollektiv-Be-
wußtsein auf höherer Ebene abzulösen und die 
Gegensätze zwischen den kontinentalen Mäch-
ten — vor allem den deutsch-französischen Ge-
gensatz, der so viel Unglück über Europa ge-
bracht hat — ein für allemal zu überwinden. 
Brauche ich Ihnen nicht zu sagen, daß es außer 
den direkt Beteiligten kein Land gibt, das ein 
größeres Interesse an der Erreichung dieses 
Zieles haben kann als die Schweiz? Ich möchte 
es einmal ganz deutlich aussprechen, daß wir 
grundsätzlich auch die politisdten Einigungs-
bestrebungen in Europa durchaus begrüßen, wie 
wir ja überhaupt allen internationalen Vertrags-
werken, die der Stellung Europas und der freien 
Welt dienen — unabhängig davon, ob wir im 
Einzelfall daran beteiligt sein können oder 
nicht — unbedingt positiv gegenüberstehen.

Was wir hingegen bedauern, ist, daß diesem an 
sich so begrüßenswerten Ziele — unserer Mei-
nung nach unnötigerweise —, das andere Ziel 
eines gemeinsamen Wirtschaftsgebietes in einem 
bedeutend größeren geographischen Rahmen, 
wofür in der OEEC seinerzeit die vielverspre-
chendsten Ansätze vorhanden waren, geopfert 
worden ist. Es würde zu weit führen, hier die 
ganze, etwas traurige Geschichte der Inte-
grationsbemühungen der letzten Jahre im ein-
zelnen zu rekapitulieren. Ich glaube aber doch 
in Erinnerung rufen zu dürfen, daß anfänglich 
die infolge der Gründung der EWG drohende 
wirtschaftliche Spaltung auch von deren Seite 
als sehr bedauerliche Entwicklung angesehen 
worden und viel guter Wille zum Ausdruck ge-
bracht worden ist, sie zu vermeiden. Schon die 
Beschlüsse von Messina sprachen von der Wünsch-
barkeit einer Assoziation der übrigen OEEC-
Länder, und die Resolution dieser Organisation 
vom 19. Juli 1956 bejahte ausdrücklich den 
Grundsatz eines multilateralen Anschlusses in 
Form einer Freihandelszone. Am 13. Februar 
1957 beschlossen die 17 OEEC-Staaten, — unter 
Einschluß der Sechs — Verhandlungen einzulei-

EFTA kein Konkurrenzunternehmen zur EWG
Wenn wir Vorurteile ausräumen wollen, müs-
sen wir auch die Beurteilung der EFTA durch 
die EWG-Länder einer Prüfung unterziehen. Sie 
erscheint uns häufig etwas voreingenommen 
und auf jeden Fall nicht immer objektiv. Es 
ist zum Beispiel einfach nicht richtig, daß sie 
als Konkurrenz-Unternehmen, oder gar zur Be-
kämpfung der EWG geplant worden sei. Viel-
mehr haben ihr vier Hauptziele zu Gevatter ge-
standen:
1. sie sollte, wie es ausdrücklich in der Präam-
bel niedergelegt ist, die im Rahmen der OEEC 
begründete Zusammenarbeit aufrechterhalten 
und weiterentwickeln, die baldige Schaffung 
einer multilateralen Assoziierung zur Beseiti-
gung der Handelsschranken und zur Förderung 

ten, „um in Europa' — ich zitiere — „eine Frei-
handelszone zu errichten, welche auf multilate-
raler Basis den Gemeinsamen Markt der Sechs 
und die übrigen Mitglieder-Staaten verbindet“. 
Am französischen, mit den französisch-engli-
schen Beziehungen zusammenhängenden Mei-
nungswechsel sind schließlich die Verhandlun-
gen über eine große Freihandelszone gescheitert 
Wenn Sie an diese Vorgeschichte zurückdenken 
und sich andererseits vergegenwärtigen, daß 
zur Zeit Aussicht und Hoffnung besteht, daß 
der Beitritt Großbritanniens den ersten Schritt 
zur Überwindung der eingetretenen Spaltung 
bilden und den Hauptgrund eliminieren wird, 
weswegen seinerzeit die große Freihandelszone 
nicht zustande kam, werden Sie verstehen, daß 
der geringe Enthusiasmus, der den Assoziations-
wünschen der Neutralen in den Verlautbarun-
gen der letzten Zeit aus Brüssel und in den 
kürzlichen Debatten in Straßburg entgegenge-
bracht worden ist, für uns eine Überraschung 
— und offen gesagt auch eine gewisse Enttäu-
schung bedeutet hat.
Daß bei uns auch in Zusammenhängen, die 
nichts mit den Gründen zu tun haben, die un-
seren vollen Beitritt unmöglich machen, an der 
EWG oft scharfe Kritik geübt wird, sei keines-
wegs bestritten. Sie geht meistenteils auf nun 
einmal bestehende weltanschauliche Unter-
schiede oder auf solche der politischen und wirt-
schaftlichen Gegebenheiten zurück. So ist uns 
als Kleinstaat die Regelung des Stimmrechts 
nicht ganz sympathisch; der in der Hauptsache 
durch schematische arithmetische Operationen 
zustande gekommene gemeinsame Außentarif 
trägt uns zu sehr die Spuren der ausgesprochen 
protektionistischen nationalen Tarife Frank-
reichs und Italiens — wofür man in der Bun-
desrepublik Verständnis haben dürfte —, die 
Organisation zu sehr diejenigen der der EWG 
angehörigen Beamten-Staaten. Dem Perfektio-
nismus, der alles im voraus regeln will, ziehen 
wir die pragmatische Methode der EFTA vor, 
die sich mit den Schwierigkeiten dann befaßt, 
wenn sie auftreten; die meistens mit der Be-
gründung, Wettbewerbs-Verzerrungen beheben 
zu müssen, motivierte Gleichschaltung geht uns 
zu weit. Eine Diskussion dieser und anderer De-
tailfragen würde hier aber zu weit führen; im 
übrigen kann man darüber wirklich meistens 
in guten Treuen zweierlei Meinung sein.

einer engeren wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedern der OEEC, einschließ-
lich der Mitglieder der europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft, erleichtern und die Verwirk-
lichung der Ziele des GATT fördern;

2. sie sollte den Beweis erbringen, daß eine 
Freihandelszone technisch funktionsfähig ist;

3. sie sollte ihren Mitgliedern für die durch 
die Diskriminierung seitens der Sechs zu erwar-
tenden Nachteile einen gewissen Ausgleich bie-
ten und

4. sie sollte die Position ihrer Mitglieder bei 
zukünftigen Verhandlungen mit der EWG stär-
ken.



Seit den letztes Jahr eingegangenen Beitrittge-
suchen zur EWG sowie dem großen Fortschritt, 
der in den Verhandlungen in Brüssel um den 
Jahreswechsel erzielt worden ist, vernehmen wir 
in zunehmendem Maße Stimmen und lesen Ar-
tikel, in denen die großen Erfolge der EWG 
einem angeblichen Scheitern der EFTA-Politik 
gegenübergestellt werden. Wir anerkennen 
neidlos die überaus erfreuliche Entwicklung der 
EWG und gratulieren Ihnen dazu aufrichtig; es 
entspricht aber andererseits keineswegs den 
Tatsachen, daß die Politik der Sieben Schiff-
bruch erlitten habe. Der Handel zwischen den 
Mitgliedstaaten der EFTA hat sich sehr erfreu-
lich entwickelt, das Ursprungszeugnis hat seine 
Funktionsfähigkeit bewiesen, die Assoziierung 
Finnlands — die meines Erachtens vom gesamt-
europäischen Standpunkt aus als ein großes 
Verdienst anerkannt zu werden verdient — ist 
rasch und relativ leicht gelungen, die Zusam-
menarbeit unter den Partnern klappt vorzüglich. 
Das Sekretariat in Genf erfüllt seine Aufgaben, 
das Informationsbüro in Washington eingerech-
net, erfreulicherweise mit einem Stab von nur 
56 Mitarbeitern.

Allerdings, das Ziel einer multilateralen Ver-
ständigung mit den Sechs ist bisher nicht er-
reicht worden und dem Vorschlag der EFTA, die 
beiden Gruppen sollten gegenseitig ihre Zoll-
tarife wenigstens teilweise abbauen, war eben-
falls kein Erfolg beschieden. Warum dem so ist, 
sei hier nicht weiter untersucht; wem die Inter-
essen Europas am Herzen liegen, der kann dar-
über jedenfalls kaum Freude empfinden.

Schwächung durch Assoziierung mit den Neutralen?
Ein häufig gehörtes, und, wenn es richtig wäre, 
verständliches Argument lautet dahin, die EWG 
erleide durch die Assoziierung mit den Neutra-
len eine Sdtwädtung. Daß uns eine solche Ab-
sicht durchaus fern liegt, habe ich schon ange-
deutet und geht außerdem auch aus dem schwei-
zerischen Brief vom 15. Dezember an den Mi-
nisterrat hervor, in dem ausdrücklich von einer 
Form der Beteiligung die Rede ist, die die Inte-
grität der Gemeinschaft wahrt. Warum Europa 
nicht aus einem inneren festen, auch politisch 
integrierten Kem und einem äußeren, lockereren 
Ring von assoziierten Neutralen — ähnlich der 
Institution der zugewandten Orte in der alten 
Eidgenossenschaft — soll bestehen können, und 
weswegen ein solcher äußerer Ring die Substanz 
oder die Dynamik der Gemeinschaft beeinträch-
tigen soll, ist schlechterdings nicht einzusehen. 
Ich hätte für diese Bedenken ein viel größeres 
Verständnis, wenn es sich um den vollen Beitritt 
zur EWG von Staaten handeln würde, die von 
vorneherein nur mit halbem Herzen dabei wä-
ren, die Ziele der Gemeinschaft nur teilweise 
bejahen und daher im Schoße der Gemeinschaft 
selbst eine Bremswirkung ausüben würden.

Ein weiteres häufig zu hörendes Argument, das 
kürzlich auch in den Debatten des europäischen 
Parlaments eine ziemliche Rolle gespielt hat, 
besagt, die Neutralen suchten sich die Vorteile 

Das Gesuch Englands — dem noch andere ge-
folgt sind — als Vollmitglied in die EWG aus-
genommen zu werden, darf keineswegs als Zer-
fallserscheinung der EFTA oder als Zeichen 
mangelnder Solidarität unter den Sieben bzw. 
Acht interpretiert werden. Nachdem sich eine 
multilaterale Verständigung als vorläufig uner-
reichbar erwiesen hat, haben alle EFTA-Mit-
glieder den Versuch gutgeheißen, auf diesem 
Wege dem stets im Auge behaltenen Endziel 
eines großen gemeinsamen Wirtschaftsgebietes 
näher zu kommen. Sie haben sich dabei dahin 
verständigt, „daß die Europäische Freihandels-
assoziation, die durch das Übereinkommen ge-
schaffenen gegenseitigen Verpflichtungen und 
die Integrationsbewegung innerhalb der Sieben 
mindestens so lange aufrechterhalten werden, 
bis befriedigende Lösungen zur Wahrung der 
legitimen Interessen aller Mitgliedstaaten der 
EFTA in Verhandlungen ausgearbeitet worden 
sind, die es allen ermöglichen, sich vom gleichen 
Zeitpunkt an am integrierten Europamarkt zu 
beteiligen".

Die EWG wird, falls sie den Beitritt Großbri-
tanniens wirklich wünscht, gut daran tun, bei 
der Behandlung der Assoziierungsgesuche der 
Neutralen diese Tatsache zu gegebener Zeit 
nicht zu übersehen.

Was sind nun eigentlich die grundsätzlichen 
Bedenken, die in EWG-Kreisen gegen die Asso-
ziierung mit den Neutralen geltend gemacht 
wird?

des integrierten europäischen Marktes zu 
sichern, ohne die Nachteile einer vollen Mit-
gliedschaft auf sich nehmen zu wollen. In Straß-
burg ist dafür das schöne Bild vom Manne, der 
die Rosinen aus dem Kuchen pickt, herbeige-
zogen worden. Lassen Sie mich dieses Bild durch 
ein anderes ersetzen, das meines Erachtens die 
Situation richtiger widerspiegelt: wir befinden 
uns in der Rolle eines jungen Mannes, der gerne 
in die Ruder-Sektion eines Fußballklubs ein-
treten möchte, der aber, obschon er ein flotter 
Kerl und guter Ruderer ist — unsere demokra-
tishe und wirtschaftliche Qualifikation ist uns 
ja auch in Straßburg attestiert worden — nicht 
ausgenommen wird, weil er nicht auch Fußball 
spielen kann und eben das Kicken der Güter 
höchstes sei!

Ihr Bundesvizekanzler und Wirtschaftsminister, 
Herr Professor Erhard, dem wir für sein großes 
Verständnis für unsere Lage zu ganz besonde-
rem Dank verpflichtet sind, hat in seiner kürz-
lich in St. Gallen gehaltenen bedeutenden Rede 
gesagt: „Mir erscheint das .Werden' Europas 
viel zu wichtig zu sein, als daß wir in den mate-
rialistischen Kategorien von Vorteilen und 
Nachteilen denken dürften.“ Ich kann diesem 
hohen Gedanken nur aus ganzem Herzen zu-
stimmen, möchte aber noch darüber hinausgehen 

und Ihnen verständlich machen, weswegen das 
Gleichnis mit den Rosinen überhaupt gar nicht 
stimmt. Ganz abgesehen davon, daß wir es im-
mer klar gemacht haben, daß wir zu intensiver 
wirtschaftlicher Zusammenarbeit mit der EWG 
auf allen Gebieten, sowie zur Übernahme von 
Verpflichtungen auch auf andern als dem Zoll-
gebiet bereit sind, müssen, wenn das Prinzip 
stimmt, das ja den Grundgedanken der EWG 
bildet und wonach wirtschaftliche Großräume 
für alle Partner vorteilhaft sind, bei einer Asso-
ziierung doch schon auf dem Zollgebiet alleine 
beide Seiten ihren Vorteil finden können. Na-
türlich öffnet sich für uns ein größerer Markt 
als die EWG-Länder ihn bei uns finden — ob-
schon der schweizerische Markt auch nicht unter-
schätzt werden sollte, nachdem die sechs EWG-
Staaten 1961 gegenüber unserem Land einen 
Handelsbilanz-Überschuß von nicht weniger als 
3,6 Milliarden Franken erzielt haben, — und 
wir sind, das sei offen zugegeben, bei unserer 
stark auf den Export ausgerichteten Wirtschaft 
auch mehr auf das Zustandekommen der Ver-
ständigung angewiesen. Andererseits ziehen wir 
uns aber doch im Inland auch eine ganz bedeu-
tend größere Konkurrenz zu, als dies für die 
EWG-Wirtschaft der Fall ist — ganz abgesehen 
von der Tatsache, daß die mehr auf Qualitäts-
arbeit und Einzelanfertigung als auf Massen-
produktion eingestellte Industrie unseres klei-
nen Landes aus strukturellen Gründen wahr-
scheinlich weniger von Großräumen profitieren 
wird als diejenige der größeren Länder. Mathe-
matisch ausgedrückt ist es doch im Prinzip so, 
daß bei einer Assoziierung der große Partner die 
kleineren Vor- und Nahteile, der kleine Part-
ner die größeren Vor- und Nahteile hat; von 
einer einseitigen Begünstigung des kleineren 
Partners kann daher also gar keine Rede sein.

Eines ist allerdings zuzugeben: die EWG wird 
eine höhere Zollmauer abzutragen haben als 
die Shweiz. Es wäre aber doh siher unbillig, 
unserem Land für seine bisherige größere Libe-
ralität gewissermaßen nahträglih eine Rech-
nung präsentieren zu wollen.

Ob ein ganz genaues Gleihgewiht eintritt, 
kann, solange auf beiden Seiten die Vorteile 
im Vergleih zu den Nahteilen überwiegen, im 
übrigen doh wahrhaftig niht ausshlaggebend 
sein; bei der Größe der Probleme, die uns be-
shäftigen, dürfen wir uns, wie es kürzlih eine 
deutshe Zeitung sehr zutreffend formuliert hat, 
eine Pfennigfuhserei einfah niht leisten.

Das Rosinenargument — erlauben Sie mir hier 
ein sehr offenes Wort — ist niht nur falsch, 
es ist auh gefährlih. Es riskiert den Eindruck 
zu erwecken, es werde versuht, uns unter An-
wendung wirtschaftlichen Druckes zu einer Po-
litischen Entsheidung, die wir niht wollen, zu 
zwingen. Die shweizerishe öffentlihe Meinung 
reagiert auf solhe Eindrücke sehr empfindlich. 
Immer im Interesse einer freundshaftlihen At-
mosphäre wäre es daher gut, wenn die Rosinen 
möglihst rash aus der Diskussion vershwän-
den.



Zusammenarbeit im Rahmen eines Präferenz-Systems
Wie ist nun, mit unseren Augen gesehen, nach 
all dem die Bilanz?

1. Eine möglichst enge wirtschaftliche Zusam-
menarbeit der europäischen Länder liegt im In-
teresse der Stärkung unseres Kontinents und 
der freien Welt sowohl wie im Interesse der 
einzelnen Länder selbst und ist daher unbedingt 
wünschbar. Darüber besteht zwischen der Wirt-
schaftsgemeinschaft und uns vollstes Einver-
nehmen.

2. Neutralität und Beitritt zur EWG als Voll-
mitglied sind unvereinbar. Darüber herrscht 
bei uns nur eine Meinung; in den EWG-Staaten 
wird sie, von ganz vereinzelten Ausnahmen ab-
gesehen, durchaus geteilt.

3. Die Schweiz wird die Neutralität nicht auf-
geben. Ein Verzicht würde für uns der Auf-
gabe unserer Unabhängigkeit und Eigenstän-
digkeit gleichkommen und liegt nach unserer 
festen Überzeugung auch nicht im wohlverstan-
denen Interesse Europas und der Welt. Verfas-
sungsänderungen bedürfen bei uns der Zustim-
mung des Volkes. Eine Aufgabe der Neutrali-
tät müßte daher der Volksabstimmung unter-
breitet werden und würde, selbst wenn dagegen 
größte wirtschaftliche und materielle Vorteile 
eingetauscht werden könnten, ganz ohne Zwei-
fel mit wuchtigem Mehr verworfen werden. Dies 
muß als feststehende Tatsache in Rechnung ge-
stellt werden und hat zur Folge, daß ein Beitritt 
zur EWG als Vollmitglied für die Schweiz nicht 
in Frage kommen kann.

Es bleibt also nur die Möglichkeit vertraglicher 
Lösungen. Dabei kommen theoretisch zwei Wege 
in Betracht.

a) Ein Handels- oder Wirtschaftsvertrag im her-
kömmlichen Stil, oder

b) eine Lösung im Rahmen eines Präferenz-
Systems.

Der erstere Weg würde unseres Erachtens zu 
keinen befriedigenden Ergebnissen führen kön-
nen. Er würde zweifellos eine bedeutend ge-
ringere Zusammenarbeit zur Folge haben; auf 
dem zollpolitischen Gebiet wären gegenseitige 
weitgehende Konzessionen und eine wirklich 
befriedigende Regelung schon wegen dem Spiel 
der GATT-Vorschriften kaum möglich. Falls 
die neue, auf gegenseitige Zollherabsetzung ge-
richtete Initiative des Präsidenten Kennedy, die 
wir aufs lebhafteste begrüßen, deren Ergebnis 
aber noch nicht als feststehend in Rechnung ge-
stellt werden kann, von Erfolg gekrönt wird, 
würde sich die Situation zwar bessern, sie bliebe 
aber trotzdem unbefriedigend. Auch von der 

EWG-Seite aus gesehen hat ein Vertrag klas-
sischen Stils gegenüber einem Präferenz-System 
keinen ersichtlichen Vorteil.

Als einzig richtige Lösung verbleibt demnach 
die Zusammenarbeit im Rahmen eines Präfe-
renz-Systems. Da eine große Freihandelszone, 
die unseren Anschauungen und Bedürfnissen am 
ehesten entsprechen würde, seitens der Wirt-
schaftsgemeinschaft aus Gründen, die wir offen 
gestanden nie ganz begriffen haben, abgelehnt 
worden ist, und die EWG an dieser Ablehnung 
festhalten zu wollen scheint, bleibt als einzige 
Alternative ein Assoziierungsvertrag.

Wir können gegen einen solchen kein wirklich 
ins Gewicht fallendes Gegenargument sehen. Es 
ist unsere Überzeugung, daß eine Lösung auf 
dieser Basis ohne Schwächung, ohne Aufwei-
chung der EWG und ohne Verminderung ihrer 
Dynamik gefunden werden kann.

Schon im Schlußkommunique der Ministerkon-
ferenz der EFTA in London vom 28. Juni 1961

Einigung nur mit gutem Willen möglich
Auch wenn alle Bedenken grundsätzlicher Natur 
aus der Welt geschafft sein werden, werden 
die noch verbleibenden praktischen Probleme, 
darüber sind wir uns alle klar, recht kompli-
ziert und nicht leicht zu lösen sein. Sie haben 
aber soeben in Brüssel den Beweis erbracht, daß 
auch schwierigste Fragen gemeistert werden 
können, wenn von allen Seiten mit wirklich 
gutem Willen an sie herangegangen wird.

Machen wir es uns doch vor allem klar, daß wir 
in die kommenden Verhandlungen nicht als 
Gegner eintreten, von denen jeder für sich den 
maximalen Vorteil herausholen will, sondern 
als Mitglieder einer naturgegebenen und seit 
Jahrhunderten existierenden Partnerschaft, die, 
wenn auch auf der Basis unterschiedlicher 
Grundauffassungen, auf verschiedenen Wegen 
und mit verschiedenen Methoden das gleiche 
Ziel, die Stärkung Europas und der freien Welt, 
anstreben. Wenn wir dieses Ziel fest im Auge 
behalten, ist die Marschrichtung gegeben. Jeder 
Partner wird Opfer zu bringen haben, und 
unsere öffentliche Meinung, die den Grundsatz 
„Gesamtnutz geht vor Eigennutz“ uneinge-
schränkt bejaht, ist, wie es Mitglieder unserer 
Regierung mehrfach versichert haben, durchaus 
zu Opfern im Gesamtinteresse bereit. Gleich-
zeitig muß aber der Grundsatz zur Anwendung 
gelangen, daß kein Partner dem anderen größere 
Opfer zumutet, als sie im Interesse des Ganzen 

ist zum Ausdrude gekommen, „daß alle Mit-
gliedstaaten der EFTA bereit sind, zur Ver-
wirklichung eines integrierten europäischen 
Marktes Verpflichtungen zu übernehmen, die 
über diejenigen hinausgehen, welche sie unter 
sich im Stockholmer Übereinkommen eingegan-
gen sind“. Desgleichen haben schweizerische 
Regierungsvertreter mehrfach zum Ausdruck ge-
bracht, daß unser Land nicht nur den gegen-
seitigen Abbau von Zöllen anstrebt, sondern 
durchaus bereit ist, auch auf anderen Gebieten 
der Wirtschaftspolitik Leistungen zu erbringen, 
die im Interesse eines integrierten europäischen 
Marktes liegen. Die Schweiz ist gewillt, auf 
allen Sektoren (bis zur Grenze des neutralitäts-
politisch Tragbaren) mitzuarbeiten, um zu einer 
Verstärkung der Wirtschaftskohäsion Westeuro-
pas und der Verhinderung einer wirtschaftlichen 
Spaltung beizutragen. Die Bereitschaft zur Zu-
sammenarbeit ist auf schweizerischer Seite groß; 
wir hoffen, daß eine unvoreingenommene Prü-
fung der Probleme durch die Gegenseite eben-
falls zu einer positiven Einstellung gegenüber 
der grundsätzlichen Frage der Assoziierung 
führen wird.

wirklich notwendig sind. Wir denken nicht daran 
— ich wiederhole es nochmals —der EWG irgend-
eine Schwächung ihres Zusammenhalts oder 
einen Verzicht auf ihre politischen Ziele nahe-
zulegen; unsererseits erwarten wir, daß uns 
keine unsere Existenz und unsere Überzeugung 
tangierende Opfer abgefordert werden und daß 
uns nicht aus rein formalistischem und zentra-
listischem Denken und aus einem Hang zum 
Perfektionismus Konzessionen an wirklichen 
materiellen oder ideellen Werten zugemutet 
werden, denen kein mindestens äquivalentes 
reelles Interesse der Gesamtheit gegenübersteht

Verhandlungen unter Freunden, unter Partnern, 
setzen auf beiden Seiten ein hohes Maß mora-
lisch-ethischen Denkens voraus. Je größer der 
Stärkeunterschied, desto mehr wird es sich vor 
allem der Stärkere zur Pflicht machen müssen, 
in dieser Hinsicht einen strengen Maßstab an 
sich anzulegen.

Eine Lösung ist möglich; es kommt auf den 
Geist an, mit dem wir an die Aufgabe heran-
gehen. Und an dem Geist, der von der einen 
oder der anderen Seite bewiesen wird, wird 
einst das wahre Europäertum der Verantwort-
lichen unserer Zeit gemessen werden.

Anmerkung:
Dr. Alfred M. Esdier, Schweizer Botschafter in der 
Bundesrepublik.



JOSEPH M. BOCHENSKI

Sowjetologie
In den nachfolgenden Zeilen wird der Versuch unternommen, einige Charakteristica und Probleme der 
Sowjetologie, insbesondere soweit es sich um den kommunistischen Gedanken, also die kommunistische 
Ideologie handelt, aufzuzeigen. In der Tat ist die Sowjetologie eine junge wissenschaftliche Disziplin, über 
die nicht nur in der breiten Öffentlichkeit, sondern auch in wissenschaftlichen Kreisen viele unrichtige Vor-
stellungen im Umlauf sind.

1. Begriff

Was ist unter „Sowjetologie“ zu verstehen? 
In Kürze kann die Sowjetologie zunächst als 
eine Wissenschaft bezeichnet werden, die sich 
mit dem Kommunismus „als solchem“ befaßt. 
Nun gibt es in jedem kommunistischen Land 
naturgemäß andere Faktoren, die die allge-
meine Entwicklung beeinflussen und die der 
Sowjetologe zu berücksichtigen hat. Sein haupt-
sächliches Interesse gilt aber nicht diesen Fak-
toren. Das Interesse der Sowjetologen ist ent-
scheidend auf den Kommunismus hin ausgerich-
tet. Daraus folgt nun, daß der Ausdrude „So-
wjet" in der „Sowjetologie allein die So-
wjetunion meint. So gibt es z. B. heute eine 
Disziplin, die die „Sino-Sowjetologie" genannt 
wird und sich mit dem chinesischen Kommunis-
mus befaßt. Ebenso sind die Vorgänge in Polen 
und Jugoslawien legitime Gegenstände der So-
wjetologie insofern, als die dortige Entwicklung 
vom Standpunkt des kommunistischen Einflus-
ses aus untersucht wird.

Man mag nun die Frage stellen, aus welchem 
Grund eine derartige Wissenschaft wie die So-
wjetologie überhaupt notwendig ist. Ist es 
nicht vielleicht genug, sagen wir slawische oder 
sinologische Studien anzustellen? Schließlich 
stellt die kommunistische Periode nur einen Ab-
schnitt in der Geschichte solcher Länder wie Bul-
garien und China dar, so daß scheinbar keine 
Veranlassung vorliegt, eine besondere Wissen-
schaft für diese begrenzte historische Periode zu 
schaffen.

Dennoch ist die Sowjetologie unbedingt not-
wendig. Der Hauptgrund für das Bestehen die-
ser Wissenschaft ist darin zu erblicken, daß der 
Kommunismus nicht nur in jedem Land, in dem 
er zur Macht gekommen ist, einen gestaltenden 
nationalen Faktor darstellt, sondern daß dar-
über hinaus und vor allem der Kommunismus 
eine internationale Bewegung mit sehr eigen-
artigen und vermutlich einzigartigen Charak-
terzügen ist.

Ein Beispiel kann hier zur Beleuchtung des 
eben gesagten dienen. Im Falk von China ist 
es offensichtlich, daß ein Verständnis der mo-
dernen Geschichte des chinesischen Volkes ohne 
eine gründliche Kenntnis der Sprache, der Geo-

graphie, der Geschichte, der Kultur usw. keines-
wegs möglich ist. Dennoch reichen alle diese 
Kenntnisse nicht aus, wenn man das Phänomen 
des Kommunismus in China begreifen will, denn 
die moderne Geschichte Chinas wird im Rahmen 
der alten chinesischen Kultur durch einen neuen 
und machtvollen Faktor, die chinesische Kom-
munistische Partei, bestimmt. Die chinesische 
Kommunistische Partei ist trotz allem, was in

2. Einteilung
Im Zuge der Entwicklung des Kommunismus, 
die in jedem Lande verschieden sein kann, gibt 
es zwei unterschiedliche Arten der Sowjet-
ologie. Auf der einen Seite haben wir die All-
gemeine Sowjetologie, d. h. das Studium der-
jenigen Elemente und Faktoren, die allen kom-
munistischen Parteien und Staaten gemeinsam 
sind. Auf der anderen Seite gibt es eine 
Anzahl von Spezial-Sowjetologien, die der 
Untersuchung der besonderen Eigenart der Ver-
wirklichung des Kommunismus in dem betreffen-
den Einzelland oder einer Gruppe von Ländern 
gewidmet sind. Die Allgemeine Sowjetologie 
stellt die grundlegende wissenschaftliche Diszi-
plin für die eben genannten speziellen Sowjet-
ologien dar. So wird z. B. ein Forscher, der sich 
mit dem ungarischen Kommunismus befaßt, in 
erster Linie in der Allgemeinen Sowjetologie 
ausgebildet sein müssen, um dann erst die un-
garische Sprache, Geschichte, Kultur usw. zu er-
forschen.

Im Hinblick auf die Priorität der Allgemeinen-
Sowjetologie werden wir uns nun nachfolgend 
in erster Linie mit dieser Wissenschaft befassen. 
Diese kann jedoch ohne entsprechende Berück-
sichtigung der konkreten Materialisierungen des 
Kommunismus oder zumindest einer derartigen 
Materialisierung nicht betrieben werden.

Der Kommunismus als ein generelles Phä-
nomen ist in der heutigen Gestalt hauptsäch-
lich das Werk Lenins sowie seiner Nachfolger, 
die Russen waren, und es war in Rußland, wo 
der Kommunismus zuerst Wurzeln schlug. Die 
Allgemeine Sowjetologie bedeutet daher in wei-

ihr chinesischen Ursprungs oder eigenständiger 
Natur ist, in erster Linie eine kommunistische 
Partei. Sie zeigt den gleichen Typus von Insti-
tution, die gleiche Organisation, die gleichen 
fundamentalen Regeln des Verhaltens und den 
gleichen Glauben wie die anderen kommuni-
stischen Parteien. Dies ist der Grund, daß je-
mand, der lediglich Sinologe ist, der somit diese 
spezifischen Faktoren nicht kennt, in keiner 
Weise fähig sein wird, die heutigen Vorgänge 
in China zu begreifen.

tem Ausmaß das Studium des russischen und in 
der neuen Zeit des Sowjet-Kommunismus.

Um welcherlei Studien handelt es sich nun 
hierbei? Es ist nicht leicht, diese Wissenschaft 
in das allgemein anerkannte bisherige Schema 
der wissenschaftlichen Disziplinen einzugliedern; 
denn die Allgemeine Sowjetologie umfaßt wei-
te, verschiedenartige Gebiete. Der Kommunis-
mus ist eine Philosophie in Aktion. Eine Er-
kenntnis der Geschichte der Philosophie ist 
daher offensichtlich eine Voraussetzung für 
das Begreifen des Kommunismus. Der Kommu-
nismus ist ferner eine politische Bewegung, und 
nur der Philologe ist imstande, den Kommunis-
mus als politische Bewegung zu begreifen. Der 
Kommunismus ist aus bestimmten historischen 
Bedingungen heraus entstanden, die der Histo-
riker zu untersuchen hat. Der Kommunismus 
wirkt machtvoll auf die Gestaltung der mensch-
lichen Gesellschaft ein und ist nun seinerseits 
wieder durch die Entwicklung dieser Gesellschaft 
bedingt; in dieser Hinsicht gehört der Kommu-
nismus zum Gebiet der Soziologie. Das gleiche 
könnte nun in ähnlicher Weise von anderen 
wissenschaftlichen Gebieten gesagt werden. So 
hat z. B. die Nationalökonomie auf ihrem Ge-
biet zum Thema des Kommunismus ein Wort zu 
sagen.

Soweit wir jedoch die grundlegende Struktur 
des Kommunismus prüfen, entdecken wir, daß 
zwei Wissenschaften mehr als alle anderen den 
Anspruch erheben können, hier zuständig zu 
sein. In erster Linie ist der Kommunismus eine 
philosophische Lehre von den Grundgesetzen 



des Seins und der Entwicklung. Diese ist von 
Philosophen wie Marx, Engels, Lenin gestaltet 
worden. Eindeutig liegt hier die Zuständigkeit 
der Philosophie und der Geschichte der Philoso-
phie vor. Auf der anderen Seite ist der Kom-
munismus eine Organisation und gehört damit 
in das Gebiet der Soziologie. Es läßt sich daher 
der Standpunkt vertreten, daß der Sowjetologe 
unter allen Umständen entweder Philosoph oder 
Soziologe, am besten jedoch beides sein muß. 
In jedem Fall muß der Sowjetologe über gründ-
liche Kenntnis wenigstens in der einen dieser 
beiden Wissenschaften verfügen und Verständ-
nis für die andere zeigen.

Jedoch ist dies noch keineswegs alles. Das 
Forschungsgebiet der Allgemeinen Sowjetologie 
ist außerordentlich groß. Das gleiche gilt für die 
einzelnen Spezial-Sowjetologien. Für den ein-
zelnen Wissenschaftler ist es so gut wie unmög-
lich, in wissenschaftlicher Weise alle diese Ge-
biete zu erforschen. So gibt z. B. die Literatur 
eines kommunistischen Landes zweifellos einen 
wichtigen Einblick in das Leben des betref-
fenden Volkes. Um jedoch die kommunistische 
Literatur eines Landes gründlich prüfen zu kön-
nen, muß man ein Spezialist auf dem Gebiet der 
Literaturwissenschaft sein. In gleicher Weise 
stellt die Wirtschaft eines kommunistischen Vol-
kes nicht nur einen bedeutenden Aspekt im Ge-
samtleben dieses Volkes dar, sondern ist darüber 
hinaus ein Faktor, der aufs engste mit dem 
Kommunismus verflochten ist. Wirtschaftliche 
Vorgänge können aber sachgemäß nur von dem 
wissenschaftlich ausgebildeten Wirtschaftler be-
griffen werden. Ähnliche Hinweise können 
auch zu den verschiedenen anderen Aspekten 
des Kommunismus vorgebracht werden.

Es folgt nun daraus, daß die Allgemeine So-
wjetologie aufgegliedert werden muß

a) in einen grundlegenden Bestandteil, den jeder 
auf diesem Gebiet tätige Wissenschaftler 
beherrschen muß, und

b) in eine Reihe spezieller Sektoren.

Der grundlegende Bestandteil der Allgemeinen 
Sowjetologie umfaßt u. a.:

Russische Sprache
Russische Geschichte
Marxismus
Geschichte der Russischen (und Sowjetkom-
munistischen) Partei
Leninismus und die Entwicklung nach Lenin 
Den organisatorischen Aufbau und die Insti-
tutionen der Partei.

Jeder, der spezielle Studien in der Sowjetologie 
vornehmen will, muß sich gründliche Kennt-
nisse auf diesem Gebiet aneignen. Erst danach 
kann er sich dem Studium der besonders ihn 
interessierenden Gebiete wie die Wirtschaft, das 
Nationalitätenproblem, die Kunst, die Religion 
usw. in China, Polen oder der Sowjetunion wid-
men. Auch wenn seine Forschungsarbeit nicht 
direkt der Sowjetunion gilt, wird er sich doch 
mit ihr befassen müssen. So wird jemand, der 
die Landwirtschaft Ostdeutschlands untersu-
chen will, die landwirtschaftliche Entwicklung 
in der Sowjetunion kennen müssen. Das gleiche 
gilt auch für die anderen genannten Gebiete.

3. Ausbildung der Sowjetologen
Wir können nun dazu schreiten, das „Curri-
culum“ eines Sowjetologen im Sinne einer 
gründlichen Vorbereitung für die Forschungen 
auf dem Gebiet des Kommunismus folgender-
maßen darzustellen:

Der Sowjetologe muß in erster Linie eine 
Ausbildung auf seinem eigenen wissenschaft-
lichen Gebiet, somit auf dem Gebiet der Philo-
sophie, der Soziologie, der Geschichte, des 
Rechts oder der Wirtschaft etc. besitzen. Er muß 
über eine abgeschlossene Universitätsausbildung 
verfügen. Nur durch eine volle Universitätsaus-
bildung wird er in der Lage sein, nicht nur über 
die notwendigen Kenntnisse auf seinem eigenen 
Forschungsgebiet zu verfügen, sondern darüber 
hinaus auch für die sowjetologische Forschungs-
arbeit vorgebildet zu sein. Darüber hinaus muß 
der Sowjetologe sich die Grundlagen der Allge-
meinen Sowjetologie aneignen und somit eine 
Ausbildung in den oben genannten Einzelgebie-
ten besitzen. Sofern er nicht Philosoph oder So-
ziologe seinen bisherigen Studien nach ist, wird 
er im Zuge dieser zweiten Ausbildungsperiode 
zumindest das ABC dieser Disziplinen kennen 
müssen.

Diese zweite Ausbildungsphase nimmt nach 
den bisherigen Erfahrungen einen Zeitraum 
von durchschnittlich drei Jahren in Anspruch. 
Sofern das erste Ausbildungsstadium in gründ-
licher Weise erfolgt war und der künftige So-
wjetologe ein ernsthafter Forscher ist, wird er 
im Laufe von drei Jahren in der Lage sein, sich 
nicht nur die notwendigen grundlegenden Kennt-
nisse angeeignet zu haben, sondern darüber hin-
aus auf einem begrenzten Sektor einen Beitrag 
für den Fortschritt auf dem Gebiet der Sowjet-
ologie liefern zu können.

In der dritten Phase kann er sich nun end-
gültig dem Studium der einzelnen Spezial-So-

4. Grenzgebiete
Ich gehe nun dazu über, einige Probleme der 
grundlegenden sowjetologischen Disziplin, und 
zwar das Studium des kommunistischen Gedan-
kens, vor allem der kommunistischen Philoso-
phie näher zu untersuchen. Das Hauptproblem 
hierbei liegt in der zeitlichen Begrenzung des 
Gegenstandes. Hier scheinen mir eine ganze 
Reihe von Mißverständnissen vorzuliegen, so 
daß eine Erörterung dieser Frage dringend not-
wendig geworden ist.

Der kommunistische Gedanke hat schon eine 
mehr als hundertjährige Geschichte. Er wurde 
von Karl Marx entwickelt, dann von Lenin 
fortgeführt und ist über Lenins Tod hinaus wei-
terentwickelt worden. Wenn wir uns diese lange 
Periode der Evolution des kommunistischen 
Gedankens betrachten, so werden wir von der 
Tatsache beeindruckt, daß während diesen mehr 
als 120 Jahren die kommunistische Philosophie 
sich unter völlig verschiedenartigen Bedingungen 
und im Rahmen von weit auseinanderliegenden 
geistigen Voraussetzungen entwickelt hat.

Es ist ohne weiteres möglich in der Entwick-
lung des kommunistischen Gedankens drei ver-

wjetologien widmen. Er wird bereits im Laufe 
der zweiten Ausbildungsphase einige dieser Stu-
dien begonnen haben. Jedoch erst nach dem Ab-
schluß dieser Ausbildungsperiode wird er fähig 
sein, sich uneingeschränkt der Erforschung des 
von ihm ausgewählten Einzelvolkes oder Gruppe 
von Völkern widmen zu können.

Das eben hier entwickelte Ausbildungspro-
gramm mag vielleicht anspruchsvoll und weit-
läufig erscheinen. In der Tat ist es nicht leicht, 
und dies ist auch der Grund, warum wir über 
so wenige Sowjetologen verfügen, die würdig 
sind, diesen Namen zu tragen. Dies erklärt 
auch die Tatsache, daß der Wert der meisten 
zum Thema Kommunismus veröffentlichten 
Publikationen so fragwürdiger Natur ist. 
Es muß jedoch mit Nachdruck festgestellt 
werden, daß es keinen anderen Weg gibt, sich 
die notwendigen Kenntnisse und Befähigungen 
für die Forschungsarbeiten auf dem Gebiet der 
Sowjetologie zu erwerben.

In diesem Zusammenhang muß hier auf zwei 
gefährliche Irrtümer aufmerksam gemacht wer-
den: Es besteht nämlich die Versuchung, anzu-
nehmen, daß der Spezialist in einer der klas-
sischen wissenschaftlichen Disziplinen — z. B. 
ein Ökonom — ohne die entsprechende Aus-
bildung auf dem Gebiet der Sowjetologie fähig 
ist, zu begreifen, was in den kommunistischen 
Ländern vorgeht. Ein zweiter Irrtum besteht in 
der Annahme, daß jemand, der die russische 
oder etwa die serbische Sprache beherrscht, diese 
Länder und ihre Geschichte kennt, dadurch 
allein befähigt ist, die Probleme des Kommunis-
mus dieser Völker zu begreifen, ohne dabei So-
wjetologe zu sein. Somit ist hierbei eine doppelte 
wissenschaftliche Ausbildung erforderlich, eine 
generelle und eine spezielle (sowjetologische).

schiedene Phasen festzustellen. Aus Zweck-
mäßigkeitsgründen bezeichne ich diese Phasen 
als

die „marxsche Periode"
die „leninsche Periode"
und die „Sowjetperiode".

Das, was nun in diesen drei Perioden an Ge-
danken sich herausgebildet hat, bezeichne ich 
entsprechend mit

„Marxismus“ 
„Leninismus" 
und „zeitgenössischem Sowjetdenken".

1. Marxismus:
Hier wollen wir zunächst die Vorbedingungen 
untersuchen, aus denen heraus die marxsche 
Lehre entstanden ist. Sie wurde in der Epoche 
der industriellen Revolution geboren, die um 
das Jahr 18 50 in Westeuropa einsetzte. Zu den 
Vorbedingungen der marxschen Lehre gehört 
die deutsche Philosophie, insbesondere die eigen-
artige deutsche Philosophie der Zeit, mit der 
Marx in seiner Jugend in Berührung kam - wie 
die Gedanken von Bruno Bauer, Ludwig Feuer-



bach, Max Stirner u. a. Ferner muß hierbei die 
Persönlichkeit von Karl Marx - eines frucht-
baren und teils sogar machtvollen Denkers — 
mit in Erwägung gezogen werden. Der Marxis-
mus ist das Produkt der um das Jahr 1850 in 
Westeuropa herrschenden allgemeinen Bedin-
gungen, der deutschen Philosophie und des Ge-
nius von Karl Marx.

Da nun diese eben genannten Bedingungen 
in ihrer Weise einzigartig in der geschichtlichen 
Entwicklung dastehen und Karl Marx persön-
lich zweifellos als ein origineller Denker anzu-
sehen ist, erscheint es als vernünftig, den Be-
griff „Marxismus* nur für die Gedankenwelt 
von Karl Marx etwa plus den Gedanken von 
Engels anzuwenden.

Das Studium dieser Gedankengänge von Karl 
Marx und Engels erfordert eine besondere Aus-
bildung und eine besondere Art von Kenntnissen. 
Es gibt nun eine spezielle wissenschaftliche 
Disziplin, die sogenannte „Marxologie", die sich 
mit diesen Problemen befaßt. Ich möchte mich 
nun hier für die Autonomie dieser besonderen 
Disziplin der „Marxologie“ einsetzen. Es scheint 
mir unzweifelhaft zu sein, daß die Kenntnis 
von Lenin oder der nachleninistischen Denker 
— die alle radikal verschiedenartigen Milieus 
angehören — von nur geringer Bedeutung für 
das Verständnis von Karl Marx ist. Auf der an-
deren Seite ist ein Marxologe an sich nun kei-
neswegs in besonderem Maße zuständig, sich mit 
den Lehren von Lenin oder Stalin zu befassen. 
Marxologie ist keine Sowjetologie.

Immerhin — der Sowjetologe muß sich für die 
Marxologie interessieren, und zwar aus folgen-
den Gründen: Während der Leninismus und was 
nach ihm folgte ohne Einfluß auf den Marxis-
mus ist, hat der Marxismus seinerseits den 
Leninismus und die nachfolgenden sowjetischen 
Doktrinen beeinflußt. Diesen Tatbestand kann 
man in der folgenden Feststellung zusam-
menfassen: Die Marxologie ist eine Hilfswissen-
schaft für die Sowjetologie, aber umgekehrt ist 
die Sowjetologie keineswegs eine Hilfswissen-
schaft für die Marxologie.

2. Leninismus:
Wir müssen uns nun mit Lenin befassen. Die 
Bedingungen, unter denen Lenin aufwuchs, 
erzogen wurde und seine Doktrin formte, un-
terscheiden sich wesentlich von den Umstän-
den, die Marx umgaben und zur Bildung seiner 
Doktrin führten. Die Situation in dem Rußland 
um die Jahrhundertwende ist hinlänglich be-
kannt — ein rückständiges Land mit gewissen 
Traditionen und Institutionen, die sich grund-
legend von den sozialen Zuständen unterschie-
den, die um das Jahr 1850 herum in England 
und Deutschland herrschten. Darüber hinaus 
unterscheidet sich der geistige Hintergrund des 
Lebens von Lenin in grundlegender Weise von 
der geistigen Situation, die für Karl Marx be-
stimmend war. Es genügt hier solche Namen zu 
nennen wie Belinski, Tschernyschewski, Net-

schajew, Tkatschew und Ogarew, um dieses zu 
begreifen. Weiter: Lenin war eine denkerische 
Persönlichkeit von großer schöpferische Kraft. 
Er übernahm zweifellos eine Menge von Marx 
(und bedauerlicherweise auch von Engels). Aber 
alle Gedanken die er übernahm, wurden von 
ihm im Zuge der völlig andersartig liegenden 
Umstände und dank seiner eigenen Persönlich-
keit umgeformt. Einige Elemente, wie insbe-
sondere gewisse Lehren des „jungen“ Marx, ließ 
er einfach fallen. Andere Elemente gestaltete er 
von Grund auf um, wie den ökonomischen De-
terminismus. Zahlreiche neue Gedanken wurden 
von ihm geformt.

Es liegt somit für uns hier ein völlig neues 
Feld der Forschung vor. Wer sich auf diesem 
Gebiet betätigen will, muß über eine besondere 
Ausbildung verfügen und eine Menge von Kennt-
nissen besitzen, die dagegen für den Marxo-
logen so gut wie bedeutungslos sind. Er muß 
z. B. die Entwicklung der russischen Ideenwelt 
vor Lenin gut beherrschen. Er muß die Umstände 
kennen, unter denen Lenin lebte und seine 
Doktrin entwickelte usw.

In gleicher Weise wie im Falle des Marxismus 
möchte ich auch hier die geistige Autonomie 
für dieses Feld der Wissenschaft, die „Lenin-
ologie' fordern. Hiermit meine ich nicht nur 
das Studium der Werke Lenins, sondern ebenso 
auch das Studium des damaligen Milieus (eben-
so solcher Männer wie Bucharin und Trotzki 
usw.) bis zum Tode Lenins und den großen 
Säuberungsprozessen der dreißiger Jahre, die zur 
Liquidierung vieler Männer dieses Zeitabschnit-
tes führte und die Periode Lenins abschloß.

So wie ein Leninologe den Marxismus kennen 
muß, muß ein Sowjetologe sich für die Lenin-
ologie interessieren, die für ihn eine außeror-
dentlich wichtige Hilfswissenschaft darstellt — 
jedoch nicht umgekehrt. So wie der Marxologe 
ist auch der reine Leninologe für die Beurteilung 
der neuzeitlichen Sowjetphänomene nicht zu-
ständig.

3. Das zeitgenössische 
Sowjetdenken

Die dritte Periode hat nunmehr eingesetzt. 
Die Lage hat sich geändert — eine machtvolle 
industrielle Zivilisation ist in Bildung begriffen, 
und damit hat sich auch der Typus des Denkens 
geändert. Die bedeutendsten heutigen Denker 
sind nicht mehr Amateur-Demagogen und 
Amateur-Schriftsteller — sie sind Techniker. 
Den Hintergrund des heutigen sowjetrussischen 
Denkens bilden in zunehmendem Maße die gro-
ßen Universitäten, in denen das technische, na-
turalistische Denken vorherrscht. Kein einzelner 
Name kann mit dieser Periode und den neuen 
Faktoren, die sie charakterisieren, in Verbin-
dung gebracht werden — in keinem Fall etwa 
der Name von Stalin, der lediglich den Leninis-
mus, soweit es sich um die Lehren handelte, 
fertsetzte, selbst wenn er mit zu den Wandlun-
gen in den letzten Jahren seines Lebens (1947 
und 1950) beitrug. Noch weniger ist hier 

Chruschtschow oder einer der heutigen Führer 
zu nennen, die alle im Vergleich zu Lenin be-
deutungslose Denker sind.

Eine neue Geschichtsperiode ist ohne Zweifel 
jetzt im werden. Sie ist keineswegs durch einen 
vollständigen Bruch mit der vergangenen Peri-
ode gekennzeichnet. Eine derartige Annahme 
bedeutet eine vollständige Mißdeutung der 
heutigen Wirklichkeit in der Sowjetunion und 
der wesentlichen Gesetze der historischen Ent-
wicklung, obwohl die meisten der dilettantischen 
Schriftsteller auf dem Gebiet der Sowjetologie 
derartiges annehmen. Das neue Sowjetdenken 
übernimmt den Leninismus, läßt einige seiner 
Gedanken fallen, formt andere um und fügt 
neue hinzu —, in der gleichen Weise wie dies 
Lenin mit dem Marxismus tat.

Die heutige neue Periode ist bei weitem 
noch nicht in ihren Grundzügen gefestigt. Die 
meisten der heute in der Sowjetunion führen-
den Männer — und in noch höherem Grade die 
Führer der anderen kommunistischen Länder -
gehören noch uneingeschränkt der zweiten, ver-
gangenen Periode an. Sie sind nicht wissen-
schaftlich gebildete Techniker, sondern Politiker 
mit nur geringem Verständnis für die Wissen-
schaft. Dennoch ist etwas Neues im werden. 
Dieses kann nicht nur aus den allgemeinen 
heutigen Umständen vorausgesagt werden, son-
dern zeigt sich auch in Einzelheiten, die darzu-
stellen nicht die Aufgabe dieses Aufsatzes ist.

Ich vertrete nun die Auffassung, daß das 
Studium des zeitgenössischen sowjetischen Den-
kens eine autonome Disziplin ist. Diese Diszi-
plin beruht freilich auf der Marxologie und der 
Leninologie, aber ein Sowjetologe braucht kei-
neswegs selbst entweder ein Marxologe oder 
Leninologe zu sein. Selbstverständlich wird er 
die Gedanken Lenins kennen müssen. Jedoc 
sind die speziellen Fragen der Leninologie, wie 
z. B. das Problem der Beziehungen zwischen 
Lenin und Bucharin, für ihn ohne Bedeutung 
Noch weniger braucht er zu wissen, was Karl 
Marx in der einen oder anderen Periode gedacht 
hat und welche Einflüsse zu einem bestimmten 
Zeitpunkt auf ihn eingewirkt haben. Die So-
wjetologie besitzt ein eigenes weites Aufgaben-
gebiet und verlangt daher spezialisierte Arbeit.

Die Praxis bestätigt in vollem Maße diese 
Auffassung. Wir verfügen erfreulicherweise über 
einige gute Marxologen und Leninologen und 
können ihre Werke gut verwenden. Wer diese 
kennt, ist sich darüber im klaren, daß ihre 
Forschung andere Wege geht als die der So-
wjetologen. Es wird darüber hinaus hierbei 
ersichtlich, daß der normale Mensch gar nicht 
die Möglichkeit hat, zu gleicher Zeit diese drei 
wissenschaftlichen Forschungsgebiete zu beherr-
schen. Dies mag vielleicht bedauerlich sein, aber 
es ist so. In gleicher Weise wie auf anderen Ge-
bieten der Wissenschaft sind auch wir hier ge-
zwungen uns zu spezialisieren, wenn wir über-
haupt zu wesentlichen Ergebnissen gelange” 
wollen.



5. Pseudo-Sowjetologen
Die Sowjetologie ist ein äußerst schwieriges 
Gebiet. Sie ist gleichzeitig eine Disziplin, die 
gemeinsam mit der Indologie und einigen an-
deren Wissenschaften das höchst zweifelhafte 
Privileg teilt, die Gunst einer großen Zahl von 
Dilettanten und Sonderlingen zu genießen. Wer 
ist heute an den Problemen des Kommunismus 
und der Sowjetunion nicht interessiert? Hun-
derte, ja Tausende von Menschen, die nicht ein 
Wort russisch sprechen, die nicht einmal das 
ABC dieser Fragengebiete beherrschen, sind fort-
gesetzt dabei, über die Themen zu reden und 
zu schreiben.

Diese Menschen können in folgende fünf Klas-
sen aufgeteilt werden:

a) Wissenschaftler, die in einigen Disziplinen 
spezialisiert sind, jedoch über keine Ausbil-
dung auf dem Gebiet der Sowjetologie ver-
fügen:

b) Marxologen, die jedoch auf dem Gebiet der 
Entwicklung des 20. Jahrhunderts und be-
sonders des Kommunismus keine Ausbil-
dung haben;

c) Exkommunisten ohne wissenschaftliche Bil-
dung;

d) Menschen, die sich zwar in der Sowjetunion 
oder in anderen kommunistischen Ländern 
aufgehalten haben, die jedoch über keiner-
lei wissenschaftliche Kenntnisse auf diesem 
Gebiet verfügen;

e) Politiker, Journalisten, Geistliche und an-
dere, die nicht einmal die geringen Kennt-
nisse für sich in Anspruch nehmen können, 
über die die anderen Gruppen verfügen.

Ohne Zweifel können Mitglieder der ge-
nannten Gruppen zuweilen wertvolles Material 
beisteuern, vor allen Dingen jene der Gruppen 
c) und d). Es muß jedoch mit Nachdruck be-
tont werden, daß das, was diese Menschen zu 
liefern haben, nur Material für die wissenschaft-
liche Forschung darstellt, und nichts anderes.

Hier sei folgendes Beispiel erwähnt:

Es ist jemand eine Reihe von Jahren in einem 
sowjetrussischen Arbeitslager festgehalten wor-
den. Was er nach seiner Entlassung zu sagen 
hat, ist zwar von Interesse, sofern er ein 
kluger, unparteiischer Beobachter ist, was jedoch 
leider keineswegs immer der Fall sein dürfte. 
Wenn jedoch derselbe Mensch nun versucht, 
eine Synthese für die Behandlung dieser Pro-
bleme aufzustellen oder Folgerungen zu zie-
hen, die für das gesamte System der sowjet-
russischen Arbeitslager gelten sollen, so wird 
seine Darstellung nur dann wertvoll sein, 
wenn er gleichzeitig ein ausgebildeter Sowjet-
ologe ist und über das notwendige Material ver-
fügt. Der Tatsachenlage nah besitzen wir heute 
ungefähr 100 000 Zeugenaussagen von Häft-
lingen, die zu verschiedenen Zeiten in vershie-
denen Arbeitslagern der Sowjetunion festge-
halten worden waren. Es gibt hierüber eine Me-
moirenliteratur von über 50 Bänden. Dieses 
Material ist nun bereits durchgearbeitet wor-
den wie z.B. von Mora-Zwierniak, Dallin-Niko-
lajewski und Barton. Die meisten dieser Auto-
ren sind niemals in einem Sowjetlager gewesen. 
Es ist jedoch nicht zu bezweifeln, daß sie es ver-

standen haben, das Material nah wissenschaft-
lihen Methoden auszuwerten. Auf diese Weise 
war es ihnen möglih, weit besseres zu liefern 
als irgendeiner der Verfasser der Memoiren, die 
sih nur auf persönlihe Erfahrungen stützten.

Die Tatsache, daß einige Menshen heute un-
wissenshaftlihe Büher shreiben, könnte be-
deutungslos ersheinen. Wenn der Verfasser 
jedoh das Ansehen einer Autorität genießt — 
und oft ist dies der Fall wie bei Botschaftern, 
Wissenshaftlern, früheren prominenten Kom-
munisten etc. —, so wird er leiht weithin mit

6. Schwierigkeiten
Auf dem Gebiet der Sowjetologie mangelt es 
heute niht an inneren Shwierigkeiten. Es geht 
hierbei zunähst um die Natur der Quellen. All-
gemein ist bekannt, daß der Grad der Interpre-
tation, der notwendig ist, um eine Sowjetquelle 
rihtig auszuwerten, weit größer ist als sonst 
üblih. Eine andere Shwierigkeit sind die Stati-
stiken. Zuweilen — wie in dem Fall von Ger-
shenkron — war lange und mühevolle Arbeit 
notwendig, um auh nur etwas wertvolles Ma-
terial den in den Quellen vorliegenden Zahlen 
entnehmen zu können. Es sind jedoh niht nur 
die Statistiken, die zweifelhaft sind.

Ein Problem, mit dem der Sowjetologe sih. 
jeden Tag auseinanderzusetzen hat, kann fol-
gendermaßen formuliert werden: Bis zu welchem 
Grad glaubt ein Sowjet-Philosoph selber das, 
was er shreibt? Dr. Blakeley hat eine gründ-
lihe Studie über einen der führenden Sowjet-
Philosophen, Professor Kedrow, verfaßt. Er 
stellte fest, daß Kedrow fortgesetzt niht nur 
seine Haltung, sondern auh die von ihm bis-
lang vertretenen Thesen geändert hatte. Nun 
ist Professor Kedrow keineswegs ein Feigling. 
Er zeigte unter Stalin großen Mut, als er 
Chefredakteur der Zeitshrift „Voprosy filo-
sofii" (1947 und 1948) war. Kedrow ist gleich-
zeitig als ein durhaus ernster Denker be-
kannt. Dennoh shreibt er zuweilen Dinge, die 
er unmöglih selber glauben kann.

Ein anderes Beispiel von der Gegenseite bil-
det der Fall des verstorbenen Professors Rubin-
stein. Niemand kann daran zweifeln, daß Pro-
fessor Rubinstein ein durhaus angesehener

7. Objektivität
Last but not least muß auf das Hindernis hin-
gewiesen werden, das einfah aus praktishen 
Erwägungen wie aus moralishen und politishen 
Vorurteilen entsteht. Der Kommunismus ist 
heute von lebenswihtiger Bedeutung praktish 
für jeden einzelnen Menshen geworden — vor 
allem aber für den Menshen, der denkt. Der 
Kommunismus tritt heute niht nur als eine 
physishe Bedrohung, sondern auh als eine 
geistige Herausforderung an uns heran. Es ist 
niht nur schwierig, es ist einfah unmöglih 
zum Kommunismus niht Stellung zu nehmen. 
Es ist die Überzeugung des Verfassers dieser 

seinen Aussagen Glauben finden. Der Stand 
der Sowjetologie wird hierdurh in Zweifel ge-
setzt. Gewaltige finanzielle und menshlihe 
Mittel, die durhaus nutzbringend für wissen-
shaftlihe Forshung hätten verwendet werden 
können, wurden für dilettantishe Erzeugnisse 
vershwendet. Dies ist eine große Shwierigkeit, 
mit der unsere Wissenshaft täglih zu kämpfen 
hat. Man mag wohl der Meinung sein, daß es 
sih hierbei nur um ein äußerlihes Hindernis 
handelt. Shließlih kann all der Unsinn, der 
niedergeschrieben wird, unmöglih in ernsthafter 
Weise die Forshung von innen her beeinträch-
tigen, aber ihre Arbeitsmöglihkeiten werden 
beeinträhtigt und sie wird selbst diskreditiert.

Wissenshaftler und durhaus selbständiger 
Denker war. Seine „Prinzipien der generellen 
Psyhologie“ enthalten eine bedeutsame all-
gemeine Auffassung von dem menshlihenKom-
plex. Nah 1950 (dem Jahr, in dem die So-
wjet-Psyhologen beshlossen, „pavlovialer" zu 
werden) widerrief er seine bisher vertretenen 
Auffassungen und zwar in einer derart intelli-
genten und überzeugenden Weise, daß ih hier-
für keine andere Erklärung finde, als daß er 
tatsählih seine Meinung geändert hat. Aber 
hat er sie wirklih geändert?

Eine andere Shwierigkeit, mit der die So-
wjetologen zu rehnen haben, liegt in der 
schnellen Entwicklung der Sowjet-Philosophie. 
Etwas Neues ist zweifellos hier im Entstehen — 
eine neue Generation, die eine Ausbildung und 
eine Mentalität zeigt, die sih grundlegend von 
der der vorhergehenden Zeit untersheidet. 
Wenn man nun die Veröffentlihungen der Zeit-
shrift „Voprosy filosofii“ verfolgt, so wird man 
jedes Jahr, eigentlih in jeder Ausgabe, etwas 
Neues entdecken, und zwar niht nur in den Ein-
zelheiten, sondern vor allem in der generellen 
Haltung. Ein bedeutsamer Durhbruh erfolgte 
in den Artikeln von Kedrow, Kamenski und 
Markow in den Jahren 1947/48. Das gleihe gilt 
für die Veröffentlihung von A. D. Alexandrow 
aus dem Jahre 1958. Ein dritter derartiger Bei-
trag ist die berühmte Diskussion über die Wider-
sprühe aus dem gleihen Jahre (Professor Lob-
kowicz shilderte sie in seinem Band). Dies sind 
nur einige Beispiele aus einer großen Anzahl, 
die hier hätten erwähnt werden können.

Zeilen, daß es das Reht und auh die Pflicht 
ist hier Stellung zu beziehen.

Eine weitverbreitete Auffassung geht dahin, 
daß eine solhe Stellungnahme in dieser 
Frage die wissenshaftlihe Forshung beein-
flußt. Danah ersheint es a priori keinen Raum 
für ein neutrales und objektives Studium auf 
diesem Gebiet zu geben, wie auh tatsäh-
lih die Kommunisten von sih selbst erklä-
ren. Die Erfahrung lehrt uns, daß objektive 
Sowjetologie tatsählih nur in ganz gerin-
gem Ausmaß vorliegt. Das, was auf diesem Ge-



biete vorhanden ist, ist meistens entweder von 
Enthusiasmus für oder Widerstand gegen den 
Kommunismus beeinflußt.

Nichtsdestoweniger ist ein unparteiisches Stu-
dium in der Sowjetologie möglich; denn es ist 
eine Tatsache, daß zwar die Klasse ernsthafter 
Forscher hier klein ist, aber es ist keineswegs 
eine leere Klasse. Die Existenz einer objektiven 
Sowjetologie ist eine Tatsache und „ab esse ad 
posse valet illatio".

Und man muß auch sagen, daß die obenge-
nannte Auffassung über die Unmöglichkeit der 
Objektivität auf dem Gebiet der Sowjetologie 
nicht zutrifft. Mir scheint, daß sie das Ergeb-
nis einer Überbetonung des animalischen Fak-
tors im Menschen ist. Die Auffassung geht da-
von aus, daß der Mensch nicht fähig ist über 

seine Instinkte und Leidenschaften hinauszu-
wachsen, daß er unfähig ist eine unparteiische 
Auffassung zu vertreten, dort, wo seine tiefsten 
sittlichen und physischen Interessen ernsthaft 
berührt worden sind. Dies ist jedoch eine höchst 
zweifelhafte Annahme. So schwierig es sein mag 
— der Mensch ist dennoch durchaus zu Objek-
tivität auf dem Gebiet der Wissenschaft fähig.

Es kann nicht bezweifelt werden, daß, je 
mehr man zum Kommunismus eine bestimmte 
Haltung einnimmt, um so mehr das Interesse 
wächst, ihn richtig kennenzulemen; aber ken-
nen bedeutet immer objektive Kenntnis des 
Gegenstandes, so wie er ist, das heißt in unpar-
teiischer Weise. Infolgedessen sollte eine zum 
Kommunismus eingenommene Haltung in keiner 
Weise im Gegensatz zum Willen zur Objektivi-
tät stehen. Im Gegenteil!

Dennoch sind die hier vorliegenden Schwierig-
keiten erheblich. Wenn all die oben erwähnten 
Schwierigkeiten zusammengenommen werden, 
so erscheinen sie als ungewöhnlich ernst. Der 
Sowjetologe muß sich stets ihrer bewußt sein und 
seine Energie dafür einsetzen, daß jedes Wunsch-
denken, das seiner Arbeit den Wert rauben 
würde, ausgeschlossen bleibt.
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